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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1505/2003 DER KOMMISSION
vom 28. August 2003

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1947/2002 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. August 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. August 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 28. August 2003 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 48,9
060 52,5
068 45,3
096 39,3
999 46,5

0707 00 05 052 124,8
096 82,2
999 103,5

0709 90 70 052 74,2
999 74,2

0805 50 10 382 52,7
388 62,8
524 52,9
528 52,4
999 55,2

0806 10 10 052 71,9
064 89,8
999 80,8

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 388 79,4
400 53,1
508 82,8
512 91,6
720 56,6
804 89,4
999 75,5

0808 20 50 052 118,1
388 86,2
999 102,2

0809 30 10, 0809 30 90 052 119,8
999 119,8

0809 40 05 060 63,5
064 63,8
066 70,7
068 50,0
093 76,5
094 53,9
624 125,5
999 72,0

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1506/2003 DER KOMMISSION
vom 28. August 2003

zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der zusätzlichen Einfuhrzölle für Melasse im
Zuckersektor

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1422/95 der Kommission
vom 23. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen für die
Einfuhr von Melasse im Zuckersektor und zur Änderung der
Verordnung (EWG) Nr. 785/68 (3), geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 79/2003 (4), insbesondere auf Artikel 1 Absatz 2
und Artikel 3 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 wird der cif-
Preis bei der Einfuhr von Melasse, im folgenden „reprä-
sentativer Preis“ genannt, nach Maßgabe der Verordnung
(EWG) Nr. 785/68 der Kommission (5) bestimmt. Dieser
Preis gilt für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der
genannten Verordnung.

(2) Der repräsentative Preis für Melasse wird für einen Gren-
zübergangsort der Gemeinschaft, in diesem Fall
Amsterdam, festgesetzt. Der Preis muss auf der Grund-
lage der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten auf dem
Weltmarkt unter Berücksichtigung der nach Maßgabe
der etwaigen Qualitätsunterschiede gegenüber der Stand-
ardqualität berichtigten Notierungen oder Preise dieses
Marktes berechnet werden. Die Standardqualität für
Melasse ist in der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 festge-
legt.

(3) Zur Feststellung der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten
auf dem Weltmarkt müssen alle Informationen betref-
fend die Angebote auf dem Weltmarkt, die auf den wich-
tigen Märkten in Drittländern festgestellten Preise und
die Verkaufsabschlüsse im Rahmen des internationalen
Handels berücksichtigt werden, die die Kommission von
den Mitgliedstaaten erhält bzw. die ihr aus eigenen
Quellen vorliegen. Bei dieser Feststellung gemäß Artikel
7 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 ist es möglich, den
Durchschnitt mehrerer Preise zugrunde zu legen, soweit
dieser Durchschnitt für die tatsächliche Markttendenz als
repräsentativ gelten kann.

(4) Nicht berücksichtigt werden die Informationen, wenn
die Ware nicht gesund und von handelsüblicher Qualität
ist oder wenn der Angebotspreis nur eine geringe, für

den Markt nicht repräsentative Menge betrifft. Außerdem
sind Angebotspreise auszuschließen, die als für die
tatsächliche Markttendenz nicht repräsentativ gelten.

(5) Um vergleichbare Angaben für Melasse der Standardqua-
lität zu erhalten, müssen die Preise je nach Qualität der
angebotenen Melasse nach Maßgabe der in Anwendung
von Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68
erzielten Ergebnisse erhöht oder verringert werden.

(6) Ein repräsentativer Preis kann ausnahmsweise während
eines begrenzten Zeitraums auf unveränderter Höhe
beibehalten werden, wenn der Angebotspreis, der als
Grundlage für die vorangegangene Festsetzung des reprä-
sentativen Preises gedient hat, der Kommission nicht zur
Kenntnis gelangt ist und die vorliegenden, offenbar für
die effektive Markttendenz nicht repräsentativen Ange-
botspreise zu plötzlichen und erheblichen Änderungen
des repräsentativen Preises führen würden.

(7) Besteht zwischen dem Auslösungspreis für das fragliche
Erzeugnis und dem repräsentativen Preis ein Unter-
schied, so sind nach Maßgabe von Artikel 3 der Verord-
nung (EG) Nr. 1422/95 zusätzliche Einfuhrzölle festzu-
setzen. Bei Aussetzung der Einfuhrzölle gemäß Artikel 5
der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 sind für diese Zölle
besondere Beträge festzusetzen.

(8) Aus der Anwendung dieser Bestimmungen ergibt sich,
dass die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle
bei der Einfuhr der betreffenden Erzeugnisse nach
Maßgabe des Anhangs dieser Verordnung festzusetzen
sind.

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle bei der
Einfuhr der Erzeugnisse des Artikels 1 der Verordnung (EG) Nr.
1422/95 werden entsprechend dem Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. August 2003 in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. August 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

der Verordnung der Kommission vom 28. August 2003 zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der
zusätzlichen Zölle der Einfuhr von Melasse im Zuckersektor

(in EUR)

KN-Code Repräsentativer Preis pro 100 kg
Eigengewicht des Erzeugnisses

Zusätzlicher Zoll pro 100 kg
Eigengewicht des Erzeugnisses

Bei der Einfuhr des Erzeugnisses
wegen der Aussetzung gemäß

Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr.
1422/95 anzuwendender Betrag (2)

pro 100 kg Eigengewicht

1703 10 00 (1) 7,00 0,03 —

1703 90 00 (1) 9,20 — 0

(1) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 785/68.
(2) Dieser Betrag ersetzt gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 den für diese Erzeugnisse festgesetzten Zollsatz des Gemein-

samen Zolltarifs.



VERORDNUNG (EG) Nr. 1507/2003 DER KOMMISSION
vom 28. August 2003

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Weißzucker und Rohzucker in unverändertem
Zustand

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5
Unterabsatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001
kann der Unterschied zwischen den Notierungen oder
Preisen auf dem Weltmarkt der in Artikel 1 Absatz 1
Buchstabe a) der angeführten Verordnung genannten
Erzeugnisse und den Preisen dieser Erzeugnisse in der
Gemeinschaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr
ausgeglichen werden.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 sind die
Erstattungen für den nicht denaturierten und in unver-
ändertem Zustand ausgeführten Weißzucker und
Rohzucker unter Berücksichtigung der Lage auf dem
Markt der Gemeinschaft und auf dem Weltzuckermarkt
und insbesondere der in Artikel 28 der angeführten
Verordnung genannten Preise und Kostenelemente fest-
zusetzen. Nach demselben Artikel sind zugleich die wirt-
schaftlichen Aspekte der beabsichtigten Ausfuhr zu
berücksichtigen.

(3) Für Rohzucker ist die Erstattung für die Standardqualität
festzusetzen. Diese ist in Anhang I Abschnitt II der
Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 festgelegt worden.
Diese Erstattung ist im Übrigen gemäß Artikel 28 Absatz
4 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 festzusetzen.
Kandiszucker wurde in der Verordnung (EG) Nr. 2135/
95 der Kommission vom 7. September 1995 mit Durch-
führungsvorschriften für die Gewährung von Ausfuhrer-
stattungen im Zuckersektor (3) definiert. Die so berech-
nete Erstattung muss bei aromatisiertem oder gefärbtem
Zucker für dessen Saccharosegehalt gelten und somit für
1 % dieses Gehalts festgesetzt werden.

(4) In besonderen Fällen kann der Erstattungsbetrag durch
Rechtsakte anderer Art festgesetzt werden.

(5) Die Erstattung wird alle zwei Wochen festgesetzt. Sie
kann zwischenzeitlich geändert werden.

(6) Nach Artikel 27 Absatz 5 Unterabsatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1260/2001 können die Lage auf dem Welt-
markt oder die besonderen Erfordernisse bestimmter
Märkte es notwendig machen, die Erstattung für die in
Artikel 1 derselben Verordnung genannten Erzeugnisse
je nach Zielbestimmung unterschiedlich festzusetzen.

(7) Der erhebliche und rasche Anstieg der präferenziellen
Zuckereinfuhren aus den Ländern des Westbalkans seit
Beginn 2001 sowie der Zuckerausfuhren der Gemein-
schaft nach diesen Ländern scheint in hohem Maße
künstlich zu sein.

(8) Um jeglichen Missbrauch bei der Wiedereinfuhr von
Zuckererzeugnissen, für die eine Ausfuhrerstattung
gewährt wurde, in die Gemeinschaft zu vermeiden,
empfiehlt es sich, für die Länder des Westbalkans keine
Erstattung für die unter diese Verordnung fallenden
Erzeugnisse festzusetzen.

(9) Aufgrund dieser Faktoren und der gegenwärtigen Markt-
lage im Zuckersektor, insbesondere der Notierungen und
Preise für Zucker in der Gemeinschaft und auf dem
Weltmarkt, sind angemessene Erstattungsbeträge festzu-
setzen.

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen, die bei der Ausfuhr in unverändertem
Zustand der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung
(EG) Nr. 1260/2001 genannten und nicht denaturierten Erzeug-
nisse zu gewähren sind, werden gemäß dem Anhang der vorlie-
genden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. August 2003 in Kraft.

29.8.2003 L 217/5Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) ABl. L 178 vom 30.6.2001, S. 1.
(2) ABl. L 104 vom 20.4.2002, S. 26.
(3) ABl. L 214 vom 8.9.1995, S. 16.



Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

AUSFUHRERSTATTUNGEN FÜR WEISSZUCKER UND ROHZUCKER IN UNVERÄNDERTEM ZUSTAND

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der Erstattung

1701 11 90 9100 S00 EUR/100 kg 42,30 (1)

1701 11 90 9910 S00 EUR/100 kg 43,10 (1)

1701 12 90 9100 S00 EUR/100 kg 42,30 (1)

1701 12 90 9910 S00 EUR/100 kg 43,10 (1)

1701 91 00 9000 S00 EUR/1 % Saccharose × 100 kg Reinge-
wicht

0,4598

1701 99 10 9100 S00 EUR/100 kg 45,98

1701 99 10 9910 S00 EUR/100 kg 46,85

1701 99 10 9950 S00 EUR/100 kg 46,85

1701 99 90 9100 S00 EUR/1 % Saccharose × 100 kg Reinge-
wicht

0,4598

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der
Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 1779/2002 der Kommission
(ABl. L 269 vom 5.10.2002, S. 6) festgelegt.

Die übrigen Bestimmungen sind folgendermaßen festgelegt:
S00: Alle Bestimmungen (Drittländer, sonstige Gebiete, Bevorratung und einer Ausfuhr aus der Gemeinschaft

gleichgestellte Bestimmungen) mit Ausnahme von Albanien, Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Serbien und
Montenegro (einschließlich des Kosovo im Sinne der Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrates vom 10. Juni
1999), sowie die Ehemalige Jugoslawische Republik Mazedonien, außer bei Zucker, der den Erzeugnissen
gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 2201/96 des Rates (ABl. L 297 vom
21.11.1996, S. 29) zugesetzt worden ist.

(1) Dieser Betrag gilt für Rohzucker mit einem Rendementwert von 92 %. Wenn der Rendementwert des ausgeführten Rohzuckers von
92 % abweicht, wird der anwendbar Erstattungsbetrag gemäß den Bestimmungen von Artikel 28 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 errechnet.



VERORDNUNG (EG) Nr. 1508/2003 DER KOMMISSION
vom 28. August 2003

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Erstattung für Weißzucker bei Ausfuhr nach bestimmten
Drittländern für die im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1290/

2003 durchgeführte dritte Teilausschreibung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1290/2003 der
Kommission vom 18. Juli 2003 betreffend eine
Dauerausschreibung zu der Festsetzung von
Abschöpfungen und/oder Erstattungen bei der Ausfuhr
von Weißzucker für das Wirtschaftsjahr 2003/04 (3),
werden Teilausschreibungen für die Ausfuhr dieses
Zuckers nach bestimmten Drittländern durchgeführt.

(2) Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1290/2003 ist gegebenenfalls ein Höchstbetrag der
Ausfuhrerstattung für die betreffende Teilausschreibung,
insbesondere unter Berücksichtigung der Lage und der
voraussichtlichen Entwicklung des Zuckermarktes in der
Gemeinschaft sowie des Weltmarktes, festzusetzen.

(3) Nach Prüfung der Angebote sind für die dritte Teilaus-
schreibung die in Artikel 1 genannten Bestimmungen
festzulegen.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1290/2003 durchge-
führte dritte Teilausschreibung für Weißzucker wird eine
Erstattung bei Ausfuhr nach bestimmten Drittländern von
höchstens 49,926 EUR/100 kg festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. August 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1509/2003 DER KOMMISSION
vom 27. August 2003

zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für den Wiederverkauf auf dem Binnenmarkt von 82 500
Tonnen Gerste aus Beständen der deutschen Interventionsstelle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 der
Kommission vom 28. Juli 1993 über das Verfahren und
die Bedingungen für den Verkauf von Getreide aus
Beständen der Interventionsstellen (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1630/2000 (4), erfolgt
dieser Verkauf im Wege der Ausschreibung und zu Preis-
bedingungen, die es ermöglichen, Marktstörungen zu
vermeiden.

(2) Deutschland verfügt noch über Interventionsbestände an
Gerste.

(3) Infolge der schwierigen Witterungsbedingungen in
einem großen Teil der Gemeinschaft ist die Getreideer-
zeugung des Wirtschaftsjahres 2003/04 sehr viel
geringer ausgefallen. Diese Situation hat örtlich zu
erheblichen Preissteigerungen geführt, so dass die Tier-
haltungsbetriebe und die Futtermittelindustrie besondere
Schwierigkeiten haben, sich zu wettwerbsfähigen Preisen
zu versorgen.

(4) Daher ist Gerste aus Beständen der deutschen Interventi-
onsstelle, die zuvor zur Ausfuhr im Rahmen der Verord-
nung (EG) Nr. 668/2001 der Komission (5), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1093/2003 (6),
bestimmt war, für den Binnenmarkt bereitzustellen und
die genannte Verordnung aufzuheben.

(5) Angesichts der Situation auf dem Gemeinschaftsmarkt
sollte die Verwaltung der Ausschreibung durch die
Kommission wahrgenommen werden. Ferner ist für
Angebote in Höhe des Mindestverkaufspreises ein Zutei-
lungskoeffizient festzulegen.

(6) In der Mitteilung der deutschen Interventionsstelle an die
Kommission ist die Anonymität der Bieter zu wahren.

(7) Im Interesse einer effizienteren Verwaltung sollten die
von der Kommission benötigten Informationen per elek-
tronische Post übermittelt werden.

(8) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die deutsche Interventionsstelle bietet im Wege der
Dauerausschreibung 82 500 Tonnen Gerste aus ihren
Beständen zum Verkauf auf dem Binnenmarkt der Gemein-
schaft an.

(2) Die Lagerregionen der Gerstebestände sind in Anhang I
aufgeführt.

Artikel 2

Der Verkauf gemäß Artikel 1 erfolgt unter den Bedingungen
der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93.

Abweichend von der genannten Verordnung gilt jedoch
Folgendes:

a) Die Angebote beziehen sich auf die tatsächliche Qualität der
Partie, für die geboten wird;

b) der Mindestverkaufspreis wird so festgesetzt, dass das
Gleichgewicht auf den Getreidemärkten nicht gestört wird.

Artikel 3

Abweichend von Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 2131/93 ist für das Angebot eine Sicherheit in Höhe von
10 EUR/Tonne zu leisten.

Artikel 4

(1) Die Frist für die Einreichung der Angebote im Rahmen
der ersten Teilausschreibung wird auf den 18. September 2003,
9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) festgesetzt.

(2) Die Angebote für die folgenden Teilausschreibungen
können jeweils bis Donnerstag, 9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) einge-
reicht werden.

(3) Die Frist für die Einreichung der Angebote für die letzte
Teilausschreibung läuft am 18. Dezember 2003, 9.00 Uhr
(Brüsseler Zeit) ab.

Die Angebote sind bei der deutschen Interventionsstelle einzu-
reichen:

Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
BLE
Adickesallee 40
D-60322 Frankfurt am Main
(Telex: 4-11475, 4-16044)
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Artikel 5

Die deutsche Interventionsstelle teilt der Kommission spätestens
zwei Stunden nach Ablauf der Angebotsfrist die erhaltenen
Angebote mit. Diese Mitteilung erfolgt nach dem Muster in
Anhang II an die dort genannte elektronische Postadresse.

Artikel 6

Die Kommission setzt den Mindestverkaufspreis fest oder
beschließt, die Angebote nicht zu berücksichtigen. Betreffen
Angebote ein und dieselbe Partie und eine über die verfügbare
Menge hinausgehende Gesamtmenge, so kann der Mindestver-
kaufspreis für jede Partie einzeln festgesetzt werden.

Für Angebote in Höhe des Mindestverkaufspreises kann die
Preisfestsetzung mit der Festsetzung eines Zuteilungskoeffi-
zienten für die Angebotsmengen einhergehen.

Die Kommission entscheidet nach dem Verfahren des Artikels
23 der Verordnung (EG) Nr. 1766/92.

Artikel 7

Die Verordnung (EG) Nr. 668/2001 wird aufgehoben.

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Lagerort Mengen
(in Tonnen)

Schleswig-Holstein/Hamburg/Niedersachsen/
Bremen/Mecklenburg-Vorpommern 47 000

Nordrhein-Westfalen/Hessen/Rheinland-Pfalz/Saar-
land/Baden-Württemberg/Bayern 17 500

Berlin/Brandenburg/Sachsen-Anhalt/Sachsen/
Thüringen 18 000
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ANHANG II



VERORDNUNG (EG) Nr. 1510/2003 DER KOMMISSION
vom 27. August 2003

zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für den Wiederverkauf auf dem Binnenmarkt von
730 000 Tonnen Roggen aus Beständen der deutschen Interventionsstelle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 der
Kommission vom 28. Juli 1993 über das Verfahren und
die Bedingungen für den Verkauf von Getreide aus
Beständen der Interventionsstellen (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1630/2000 (4), erfolgt
dieser Verkauf im Wege der Ausschreibung und zu Preis-
bedingungen, die es ermöglichen, Marktstörungen zu
vermeiden.

(2) Deutschland verfügt noch über Interventionsbestände an
Roggen.

(3) Infolge der schwierigen Witterungsbedingungen in
einem großen Teil der Gemeinschaft ist die Getreideer-
zeugung des Wirtschaftsjahres 2003/04 sehr viel
geringer ausgefallen. Diese Situation hat örtlich zu
erheblichen Preissteigerungen geführt, so dass die Tier-
haltungsbetriebe und die Futtermittelindustrie besondere
Schwierigkeiten haben, sich zu wettwerbsfähigen Preisen
zu versorgen.

(4) Daher ist Roggen aus Beständen der deutschen Interven-
tionsstelle, der zuvor zur Ausfuhr im Rahmen der
Verordnung (EG) Nr. 864/2003 der Kommission (5)
bestimmt war, für den Binnenmarkt zwecks Verwendung
als Tierfutter bereitzustellen und die genannte Verord-
nung aufzuheben.

(5) Um die Einhaltung der entsprechenden Verarbeitungs-
pflicht zu gewährleisten, sollten besondere Kontrollen
vorgesehen und die Zuschlagsempfänger verpflichtet
werden, eine Sicherheit zu leisten, die nur unter
bestimmten Bedingungen freigegeben wird.

(6) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 3002/92 der Kommis-
sion (6), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
770/96 (7), sind gemeinsame Durchführungsbestim-
mungen für die Überwachung der Verwendung von
Erzeugnissen aus den Beständen der Interventionsstellen
festgelegt worden.

(7) Um die zugeteilten Mengen ordnungsgemäß verwalten
zu können, empfiehlt es sich, für Angebote in Höhe des
Mindestverkaufspreises einen Zuteilungskoeffizienten
festzulegen.

(8) In der Mitteilung der deutschen Interventionsstelle an die
Kommission ist die Anonymität der Bieter zu wahren.

(9) Im Interesse einer effizienteren Verwaltung sollten die
von der Kommission benötigten Informationen per elek-
tronische Post übermittelt werden.

(10) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die deutsche Interventionsstelle bietet im Wege der
Dauerausschreibung 730 000 Tonnen Roggen aus ihren
Beständen zum Verkauf auf dem Binnenmarkt der Gemein-
schaft zwecks Verarbeitung zu Tierfutter an.

(2) Die Lagerregionen der Roggenbestände sind in Anhang I
aufgeführt.

Artikel 2

Der Verkauf gemäß Artikel 1 erfolgt unter den Bedingungen
der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93.

Abweichend von der genannten Verordnung gilt jedoch
Folgendes:

a) Die Angebote beziehen sich auf die tatsächliche Qualität der
Partie, für die geboten wird;

b) der Mindestverkaufspreis wird so festgesetzt, dass das
Gleichgewicht auf den Getreidemärkten nicht gestört wird.

Artikel 3

Die Angebote sind nur gültig, wenn sie von folgenden Unter-
lagen begleitet sind:

a) dem Nachweis, dass der Bieter für das Angebot eine Sicher-
heit geleistet hat, die sich abweichend von Artikel 13 Absatz
4 der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 auf 10 EUR/Tonne
beläuft;

b) der schriftlichen Verpflichtung des Bieters, das Getreide vor
dem 30. April 2004 als Tierfutter oder in Futtermitteln zu
verwenden und spätestens zwei Arbeitstage nach Erhalt der
Zuschlagserklärung eine Sicherheit in Höhe von 30 EUR/
Tonne zu leisten;

c) der Verpflichtung, eine Bestandsbuchhaltung zu führen, die
es ermöglicht zu überprüfen, ob der Roggen tatsächlich dem
Tierfutter beigemischt wurde.
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Artikel 4

(1) Die Frist für die Einreichung der Angebote im Rahmen
der ersten Teilausschreibung wird auf den 18. September 2003,
9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) festgesetzt.

(2) Die Angebote für die folgenden Teilausschreibungen
können jeweils bis Donnerstag, 9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) einge-
reicht werden.

(3) Die Frist für die Einreichung der Angebote für die letzte
Teilausschreibung läuft am 18. Dezember 2003, 9.00 Uhr
(Brüsseler Zeit) ab.

Die Angebote sind bei der deutschen Interventionsstelle einzu-
reichen:

Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
BLE
Adickesallee 40
D-60322 Frankfurt am Main
(Telex: 4-11475, 4-16044)

Artikel 5

Die deutsche Interventionsstelle teilt der Kommission spätestens
zwei Stunden nach Ablauf der Angebotsfrist die erhaltenen
Angebote mit. Diese Mitteilung erfolgt nach dem Muster in
Anhang II an die dort genannte elektronische Postadresse.

Artikel 6

Die Kommission setzt den Mindestverkaufspreis fest oder
beschließt, die Angebote nicht zu berücksichtigen. Betreffen
Angebote ein und dieselbe Partie und eine über die verfügbare
Menge hinausgehende Gesamtmenge, so kann der Mindestver-
kaufspreis für jede Partie einzeln festgesetzt werden.

Für Angebote in Höhe des Mindestverkaufspreises kann die
Preisfestsetzung mit der Festsetzung eines Zuteilungskoeffi-
zienten für die Angebotsmengen einhergehen.

Die Kommission entscheidet nach dem Verfahren des Artikels
23 der Verordnung (EG) Nr. 1766/92.

Artikel 7

(1) Die Sicherheit gemäß Artikel 3 Buchstabe a) wird
vollständig freigegeben für die Mengen, für die

a) das Angebot nicht berücksichtigt wurde;

b) die Zahlung des Verkaufspreises innerhalb der festgesetzten
Frist erfolgt ist und die Sicherheit gemäß Artikel 3 Buch-
stabe b) geleistet wurde.

(2) Die Sicherheit gemäß Artikel 3 Buchstabe b) wird
anteilig zu den Mengen freigegeben, die bis spätestens 30. April
2004 in der Gemeinschaft als Tierfutter verwendet wurden.

(3) Der Nachweis für die Verwendung des Roggens als Tier-
futter gemäß der vorliegenden Verordnung wird nach Maßgabe
der Verordnung (EWG) Nr. 3002/92 erbracht.

Artikel 8

Neben den Angaben gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3002/
92 muss das Feld 104 des Kontrollexemplars T5 gegebenenfalls
einen Hinweis auf die Verpflichtung gemäß Artikel 3 Buchstabe
b) sowie eine oder mehrere der folgenden Angaben enthalten:

— Destinados a la transformación prevista en el Reglamento
(CE) no 1510/2003

— Til forarbejdning som fastsat i forordning (EF) nr. 1510/
2003

— Zur Verarbeitung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1510/
2003 bestimmt

— Προορίζονται για µεταποίηση του κανονισµού (ΕΚ) αριθ. 1510/
2003

— For processing provided for in Regulation (EC) No 1510/
2003

— Destinés à la transformation prévue au règlement (CE) no

1510/2003

— Destinati alla trasformazione prevista dal regolamento (CE)
n. 1510/2003

— Bestemd om te worden verwerkt overeenkomstig Veror-
dening (EG) nr. 1510/2003

— Para a transformação prevista no Regulamento (CE) n.o

1510/2003

— Tarkoitettu asetuksen (EY) N:o 1510/2003 liitteessä …
säädettyyn jalostukseen

— För bearbetning enligt förordning (EG) nr 1510/2003.

Artikel 9

Die Verordnung (EG) Nr. 864/2003 wird aufgehoben.

Artikel 10

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Lagerort Mengen
(in Tonnen)

Schleswig-Holstein/Hamburg/Niedersachsen/
Bremen/Mecklenburg-Vorpommern 317 040

Nordrhein-Westfalen/Hessen/Rheinland-Pfalz/Saar-
land/Baden-Württemberg/Bayern 22 311

Berlin/Brandenburg/Sachsen-Anhalt/Sachsen/
Thüringen 390 649
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1511/2003 DER KOMMISSION
vom 27. August 2003

zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für den Wiederverkauf auf dem Binnenmarkt von 11 600
Tonnen Sorghum aus Beständen der französischen Interventionsstelle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 der
Kommission vom 28. Juli 1993 über das Verfahren und
die Bedingungen für den Verkauf von Getreide aus
Beständen der Interventionsstellen (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1630/2000 (4), erfolgt
dieser Verkauf im Wege der Ausschreibung und zu Preis-
bedingungen, die es ermöglichen, Marktstörungen zu
vermeiden.

(2) Frankreich verfügt noch über Interventionsbestände an
Sorghum.

(3) Infolge der schwierigen Witterungsbedingungen in
einem großen Teil der Gemeinschaft ist die Getreideer-
zeugung des Wirtschaftsjahres 2003/04 sehr viel
geringer ausgefallen. Diese Situation hat örtlich zu
erheblichen Preissteigerungen geführt, so dass die Tier-
haltungsbetriebe und die Futtermittelindustrie besondere
Schwierigkeiten haben, sich zu wettwerbsfähigen Preisen
zu versorgen.

(4) Daher ist Sorghum aus Beständen der französischen
Interventionsstelle, das zuvor zur Ausfuhr im Rahmen
der Verordnung (EG) Nr. 1066/2003 der Kommission (5)
bestimmt war, für den Binnenmarkt bereitzustellen und
die genannte Verordnung aufzuheben.

(5) Angesichts der Situation auf dem Gemeinschaftsmarkt
sollte die Verwaltung der Ausschreibung durch die
Kommission wahrgenommen werden. Ferner ist für
Angebote in Höhe des Mindestverkaufspreises ein Zutei-
lungskoeffizient festzulegen.

(6) In der Mitteilung der französischen Interventionsstelle an
die Kommission ist die Anonymität der Bieter zu
wahren.

(7) Im Interesse einer effizienteren Verwaltung sollten die
von der Kommission benötigten Informationen per elek-
tronische Post übermittelt werden.

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die französische Interventionsstelle bietet im Wege der
Dauerausschreibung 11 600 Tonnen Sorghum aus ihren
Beständen zum Verkauf auf dem Binnenmarkt der Gemein-
schaft an.

(2) Die Lagerregionen der Sorghumbestände sind in Anhang
I aufgeführt.

Artikel 2

Der Verkauf gemäß Artikel 1 erfolgt unter den Bedingungen
der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93.

Abweichend von der genannten Verordnung gilt jedoch
Folgendes:

a) Die Angebote beziehen sich auf die tatsächliche Qualität der
Partie, für die geboten wird;

b) der Mindestverkaufspreis wird so festgesetzt, dass das
Gleichgewicht auf den Getreidemärkten nicht gestört wird.

Artikel 3

Abweichend von Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 2131/93 ist für das Angebot eine Sicherheit in Höhe von
10 EUR/Tonne zu leisten.

Artikel 4

(1) Die Frist für die Einreichung der Angebote im Rahmen
der ersten Teilausschreibung wird auf den 18. September 2003,
9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) festgesetzt.

(2) Die Angebote für die folgenden Teilausschreibungen
können jeweils bis Donnerstag, 9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) einge-
reicht werden.

(3) Die Frist für die Einreichung der Angebote für die letzte
Teilausschreibung läuft am 18. Dezember 2003, 9.00 Uhr
(Brüsseler Zeit) ab.

Die Angebote sind bei der französischen Interventionsstelle
einzureichen:

Office national interprofessionel des céréales
21, avenue Bosquet
F-75326 Paris Cedex 07
Telex 20 04 90 OFBLE F/20 36 62 OFIDM F
Fax (33) 147 05 61 32.
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Artikel 5

Die französische Interventionsstelle teilt der Kommission spä-
testens zwei Stunden nach Ablauf der Angebotsfrist die erhal-
tenen Angebote mit. Diese Mitteilung erfolgt nach dem Muster
in Anhang II an die dort genannte elektronische Postadresse.

Artikel 6

Die Kommission setzt den Mindestverkaufspreis fest oder
beschließt, die Angebote nicht zu berücksichtigen. Betreffen
Angebote ein und dieselbe Partie und eine über die verfügbare
Menge hinausgehende Gesamtmenge, so kann der Mindestver-
kaufspreis für jede Partie einzeln festgesetzt werden.

Für Angebote in Höhe des Mindestverkaufspreises kann die
Preisfestsetzung mit der Festsetzung eines Zuteilungskoeffi-
zienten für die Angebotsmengen einhergehen.

Die Kommission entscheidet nach dem Verfahren des Artikels
23 der Verordnung (EG) Nr. 1766/92.

Artikel 7

Die Verordnung (EG) Nr. 1066/2003 wird aufgehoben.

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Lagerort Mengen
(in Tonnen)

Clermont 4 000

Lyon 7 600
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1512/2003 DER KOMMISSION
vom 27. August 2003

zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für den Wiederverkauf auf dem Binnenmarkt von 4 000
Tonnen Gerste aus Beständen der luxemburgischen Interventionsstelle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 der
Kommission vom 28. Juli 1993 über das Verfahren und
die Bedingungen für den Verkauf von Getreide aus
Beständen der Interventionsstellen (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1630/2000 (4), erfolgt
dieser Verkauf im Wege der Ausschreibung und zu Preis-
bedingungen, die es ermöglichen, Marktstörungen zu
vermeiden.

(2) Luxemburg verfügt noch über Interventionsbestände an
Gerste.

(3) Infolge der schwierigen Witterungsbedingungen in
einem großen Teil der Gemeinschaft ist die Getreideer-
zeugung des Wirtschaftsjahres 2003/04 sehr viel
geringer ausgefallen. Diese Situation hat örtlich zu
erheblichen Preissteigerungen geführt, so dass die Tier-
haltungsbetriebe und die Futtermittelindustrie besondere
Schwierigkeiten haben, sich zu wettwerbsfähigen Preisen
zu versorgen.

(4) Daher ist Gerste aus Beständen der luxemburgischen
Interventionsstelle, die zuvor zur Ausfuhr im Rahmen
der Verordnung (EG) Nr. 1735/98 der Kommission (5),
zuletzt geändert durch die Verordnung 1241/2000 (6),
bestimmt war, für den Binnenmarkt bereitzustellen und
die genannte Verordnung aufzuheben.

(5) Angesichts der Situation auf dem Gemeinschaftsmarkt
sollte die Verwaltung der Ausschreibung durch die
Kommission wahrgenommen werden. Ferner ist für
Angebote in Höhe des Mindestverkaufspreises ein Zutei-
lungskoeffizient festzulegen.

(6) In der Mitteilung der luxemburgischen Interventionsstelle
an die Kommission ist die Anonymität der Bieter zu
wahren.

(7) Im Interesse einer effizienteren Verwaltung sollten die
von der Kommission benötigten Informationen per elek-
tronische Post übermittelt werden.

(8) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die luxemburgische Interventionsstelle bietet im Wege
der Dauerausschreibung 4 000 Tonnen Gerste aus ihren
Beständen zum Verkauf auf dem Binnenmarkt der Gemein-
schaft an.

(2) Die Lagerregionen der Gerstebestände sind in Anhang I
aufgeführt.

Artikel 2

Der Verkauf gemäß Artikel 1 erfolgt unter den Bedingungen
der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93.

Abweichend von der genannten Verordnung gilt jedoch
Folgendes:

a) Die Angebote beziehen sich auf die tatsächliche Qualität der
Partie, für die geboten wird;

b) der Mindestverkaufspreis wird so festgesetzt, dass das
Gleichgewicht auf den Getreidemärkten nicht gestört wird.

Artikel 3

Abweichend von Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 2131/93 ist für das Angebot eine Sicherheit in Höhe von
10 EUR/Tonne zu leisten.

Artikel 4

(1) Die Frist für die Einreichung der Angebote im Rahmen
der ersten Teilausschreibung wird auf den 18. September 2003,
9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) festgesetzt.

(2) Die Angebote für die folgenden Teilausschreibungen
können jeweils bis Donnerstag, 9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) einge-
reicht werden.

(3) Die Frist für die Einreichung der Angebote für die letzte
Teilausschreibung läuft am 18. Dezember 2003, 9.00 Uhr
(Brüsseler Zeit) ab.

Die Angebote sind bei der luxemburgischen Interventionsstelle
einzureichen:

Service d'économie rurale, office du blé
113-115, rue de Hollerich
L-1741 Luxembourg
Telex 2537 AGRIM L
Fax (352) 45 01 78.
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Artikel 5

Die luxemburgische Interventionsstelle teilt der Kommission
spätestens zwei Stunden nach Ablauf der Angebotsfrist die
erhaltenen Angebote mit. Diese Mitteilung erfolgt nach dem
Muster in Anhang II an die dort genannte elektronische Post-
adresse.

Artikel 6

Die Kommission setzt den Mindestverkaufspreis fest oder
beschließt, die Angebote nicht zu berücksichtigen. Betreffen
Angebote ein und dieselbe Partie und eine über die verfügbare
Menge hinausgehende Gesamtmenge, so kann der Mindestver-
kaufspreis für jede Partie einzeln festgesetzt werden.

Für Angebote in Höhe des Mindestverkaufspreises kann die
Preisfestsetzung mit der Festsetzung eines Zuteilungskoeffi-
zienten für die Angebotsmengen einhergehen.

Die Kommission entscheidet nach dem Verfahren des Artikels
23 der Verordnung (EG) Nr. 1766/92.

Artikel 7

Die Verordnung (EG) Nr. 1735/98 wird aufgehoben.

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Lagerort Mengen
(in Tonnen)

Luxembourg 4 000
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1513/2003 DER KOMMISSION
vom 27. August 2003

zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für den Wiederverkauf auf dem Binnenmarkt von
435 000 Tonnen Gerste aus Beständen der französischen Interventionsstelle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 der
Kommission vom 28. Juli 1993 über das Verfahren und
die Bedingungen für den Verkauf von Getreide aus
Beständen der Interventionsstellen (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1630/2000 (4), erfolgt
dieser Verkauf im Wege der Ausschreibung und zu Preis-
bedingungen, die es ermöglichen, Marktstörungen zu
vermeiden.

(2) Frankreich verfügt noch über Interventionsbestände an
Gerste.

(3) Infolge der schwierigen Witterungsbedingungen in
einem großen Teil der Gemeinschaft ist die Getreideer-
zeugung des Wirtschaftsjahres 2003/04 sehr viel
geringer ausgefallen. Diese Situation hat örtlich zu
erheblichen Preissteigerungen geführt, so dass die Tier-
haltungsbetriebe und die Futtermittelindustrie besondere
Schwierigkeiten haben, sich zu wettwerbsfähigen Preisen
zu versorgen.

(4) Daher ist Gerste aus Beständen der französischen Inter-
ventionsstelle, die zuvor zur Ausfuhr im Rahmen der
Verordnung (EG) Nr. 1081/2002 der Kommission (5),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.1094/
2003 (6), bestimmt war, für den Binnenmarkt bereitzu-
stellen und die genannte Verordnung aufzuheben.

(5) Angesichts der Situation auf dem Gemeinschaftsmarkt
sollte die Verwaltung der Ausschreibung durch die
Kommission wahrgenommen werden. Ferner ist für
Angebote in Höhe des Mindestverkaufspreises ein Zutei-
lungskoeffizient festzulegen.

(6) In der Mitteilung der französischen Interventionsstelle an
die Kommission ist die Anonymität der Bieter zu
wahren.

(7) Im Interesse einer effizienteren Verwaltung sollten die
von der Kommission benötigten Informationen per elek-
tronische Post übermittelt werden.

(8) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die französische Interventionsstelle bietet im Wege der
Dauerausschreibung 435 000 Tonnen Gerste aus ihren
Beständen zum Verkauf auf dem Binnenmarkt der Gemein-
schaft an.

(2) Die Lagerregionen der Gerstebestände sind in Anhang I
aufgeführt.

Artikel 2

Der Verkauf gemäß Artikel 1 erfolgt unter den Bedingungen
der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93.

Abweichend von der genannten Verordnung gilt jedoch
Folgendes:

a) Die Angebote beziehen sich auf die tatsächliche Qualität der
Partie, für die geboten wird;

b) der Mindestverkaufspreis wird so festgesetzt, dass das
Gleichgewicht auf den Getreidemärkten nicht gestört wird.

Artikel 3

Abweichend von Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 2131/93 ist für das Angebot eine Sicherheit in Höhe von
10 EUR/Tonne zu leisten.

Artikel 4

(1) Die Frist für die Einreichung der Angebote im Rahmen
der ersten Teilausschreibung wird auf den 18. September 2003,
9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) festgesetzt.

(2) Die Angebote für die folgenden Teilausschreibungen
können jeweils bis Donnerstag, 9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) einge-
reicht werden.

(3) Die Frist für die Einreichung der Angebote für die letzte
Teilausschreibung läuft am 18. Dezember 2003, 9.00 Uhr
(Brüsseler Zeit) ab.

Die Angebote sind bei der französischen Interventionsstelle
einzureichen:

Office national interprofessionel des céréales
21, avenue Bosquet
F-75326 Paris Cedex 07
Telex 20 04 90 OFBLE F/20 36 62 OFIDM F
Fax (33) 147 05 61 32.
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Artikel 5

Die französische Interventionsstelle teilt der Kommission spä-
testens zwei Stunden nach Ablauf der Angebotsfrist die erhal-
tenen Angebote mit. Diese Mitteilung erfolgt nach dem Muster
in Anhang II an die dort genannte elektronische Postadresse.

Artikel 6

Die Kommission setzt den Mindestverkaufspreis fest oder
beschließt, die Angebote nicht zu berücksichtigen. Betreffen
Angebote ein und dieselbe Partie und eine über die verfügbare
Menge hinausgehende Gesamtmenge, so kann der Mindestver-
kaufspreis für jede Partie einzeln festgesetzt werden.

Für Angebote in Höhe des Mindestverkaufspreises kann die
Preisfestsetzung mit der Festsetzung eines Zuteilungskoeffi-
zienten für die Angebotsmengen einhergehen.

Die Kommission entscheidet nach dem Verfahren des Artikels
23 der Verordnung (EG) Nr. 1766/92.

Artikel 7

Die Verordnung (EG) Nr. 1081/2002 wird aufgehoben.

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Lagerort Mengen
(in Tonnen)

Clermont 9 100

Lille 39 500

Nancy 28 400

Orléans 119 200

Paris 67 266

Poitiers 46 500

Rouen 66 200

Amiens 48 800

Châlons 10 034
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1514/2003 DER KOMMISSION
vom 27. August 2003

zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für den Wiederverkauf auf dem Binnenmarkt von 7 000
Tonnen Gerste aus Beständen der schwedischen Interventionsstelle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 der
Kommission vom 28. Juli 1993 über das Verfahren und
die Bedingungen für den Verkauf von Getreide aus
Beständen der Interventionsstellen (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1630/2000 (4), erfolgt
dieser Verkauf im Wege der Ausschreibung und zu Preis-
bedingungen, die es ermöglichen, Marktstörungen zu
vermeiden.

(2) Schweden verfügt noch über Interventionsbestände an
Gerste.

(3) Infolge der schwierigen Witterungsbedingungen in
einem großen Teil der Gemeinschaft ist die Getreideer-
zeugung des Wirtschaftsjahres 2003/04 sehr viel
geringer ausgefallen. Diese Situation hat örtlich zu
erheblichen Preissteigerungen geführt, so dass die Tier-
haltungsbetriebe und die Futtermittelindustrie besondere
Schwierigkeiten haben, sich zu wettwerbsfähigen Preisen
zu versorgen.

(4) Daher ist Gerste aus Beständen der schwedischen Inter-
ventionsstelle, die zuvor zur Ausfuhr im Rahmen der
Verordnung (EG) Nr. 2177/2002 der Kommission (5),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 937/2003 (6),
bestimmt war, für den Binnenmarkt bereitzustellen und
die genannte Verordnung aufzuheben.

(5) Angesichts der Situation auf dem Gemeinschaftsmarkt
sollte die Verwaltung der Ausschreibung durch die
Kommission wahrgenommen werden. Ferner ist für
Angebote in Höhe des Mindestverkaufspreises ein Zutei-
lungskoeffizient festzulegen.

(6) In der Mitteilung der schwedischen Interventionsstelle an
die Kommission ist die Anonymität der Bieter zu
wahren.

(7) Im Interesse einer effizienteren Verwaltung sollten die
von der Kommission benötigten Informationen per elek-
tronische Post übermittelt werden.

(8) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die schwedische Interventionsstelle bietet im Wege der
Dauerausschreibung 7 000 Tonnen Gerste aus ihren Beständen
zum Verkauf auf dem Binnenmarkt der Gemeinschaft an.

(2) Die Lagerregionen der Gerstebestände sind in Anhang I
aufgeführt.

Artikel 2

Der Verkauf gemäß Artikel 1 erfolgt unter den Bedingungen
der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93.

Abweichend von der genannten Verordnung gilt jedoch
Folgendes:

a) Die Angebote beziehen sich auf die tatsächliche Qualität der
Partie, für die geboten wird;

b) der Mindestverkaufspreis wird so festgesetzt, dass das
Gleichgewicht auf den Getreidemärkten nicht gestört wird.

Artikel 3

Abweichend von Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 2131/93 ist für das Angebot eine Sicherheit in Höhe von
10 EUR/Tonne zu leisten.

Artikel 4

(1) Die Frist für die Einreichung der Angebote im Rahmen
der ersten Teilausschreibung wird auf den 18. September 2003,
9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) festgesetzt.

(2) Die Angebote für die folgenden Teilausschreibungen
können jeweils bis Donnerstag, 9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) einge-
reicht werden.

(3) Die Frist für die Einreichung der Angebote für die letzte
Teilausschreibung läuft am 18. Dezember 2003, 9.00 Uhr
(Brüsseler Zeit) ab.

Die Angebote sind bei der schwedischen Interventionsstelle
einzureichen:

Statens Jordbruksverk
Vallagatan 8
S-55182 Jönköping
Telex 709 91 SJV-S
Fax (46-36) 19 05 46.
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Artikel 5

Die schwedische Interventionsstelle teilt der Kommission spä-
testens zwei Stunden nach Ablauf der Angebotsfrist die erhal-
tenen Angebote mit. Diese Mitteilung erfolgt nach dem Muster
in Anhang II an die dort genannte elektronische Postadresse.

Artikel 6

Die Kommission setzt den Mindestverkaufspreis fest oder
beschließt, die Angebote nicht zu berücksichtigen. Betreffen
Angebote ein und dieselbe Partie und eine über die verfügbare
Menge hinausgehende Gesamtmenge, so kann der Mindestver-
kaufspreis für jede Partie einzeln festgesetzt werden.

Für Angebote in Höhe des Mindestverkaufspreises kann die
Preisfestsetzung mit der Festsetzung eines Zuteilungskoeffi-
zienten für die Angebotsmengen einhergehen.

Die Kommission entscheidet nach dem Verfahren des Artikels
23 der Verordnung (EG) Nr. 1766/92.

Artikel 7

Die Verordnung (EG) Nr. 2177/2002 wird aufgehoben.

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Lagerort Mengen
(in Tonnen)

Helsingborg 7 000
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1515/2003 DER KOMMISSION
vom 27. August 2003

zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für den Wiederverkauf auf dem Binnenmarkt von 18 300
Tonnen Gerste aus Beständen der finnischen Interventionsstelle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 der
Kommission vom 28. Juli 1993 über das Verfahren und
die Bedingungen für den Verkauf von Getreide aus
Beständen der Interventionsstellen (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1630/2000 (4), erfolgt
dieser Verkauf im Wege der Ausschreibung und zu Preis-
bedingungen, die es ermöglichen, Marktstörungen zu
vermeiden.

(2) Finnland verfügt noch über Interventionsbestände an
Gerste.

(3) Infolge der schwierigen Witterungsbedingungen in
einem großen Teil der Gemeinschaft ist die Getreideer-
zeugung des Wirtschaftsjahres 2003/04 sehr viel
geringer ausgefallen. Diese Situation hat örtlich zu
erheblichen Preissteigerungen geführt, so dass die Tier-
haltungsbetriebe und die Futtermittelindustrie besondere
Schwierigkeiten haben, sich zu wettwerbsfähigen Preisen
zu versorgen.

(4) Daher ist Gerste aus Beständen der finnischen Interventi-
onsstelle, die zuvor zur Ausfuhr im Rahmen der Verord-
nung (EG) Nr. 1500/2001 der Kommission (5), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1095/2003 (6),
bestimmt war, für den Binnenmarkt bereitzustellen und
die genannte Verordnung aufzuheben.

(5) Angesichts der Situation auf dem Gemeinschaftsmarkt
sollte die Verwaltung der Ausschreibung durch die
Kommission wahrgenommen werden. Ferner ist für
Angebote in Höhe des Mindestverkaufspreises ein Zutei-
lungskoeffizient festzulegen.

(6) In der Mitteilung der finnischen Interventionsstelle an
die Kommission ist die Anonymität der Bieter zu
wahren.

(7) Im Interesse einer effizienteren Verwaltung sollten die
von der Kommission benötigten Informationen per elek-
tronische Post übermittelt werden.

(8) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die finnische Interventionsstelle bietet im Wege der
Dauerausschreibung 18 300 Tonnen Gerste aus ihren
Beständen zum Verkauf auf dem Binnenmarkt der Gemein-
schaft an.

(2) Die Lagerregionen der Gerstebestände sind in Anhang I
aufgeführt.

Artikel 2

Der Verkauf gemäß Artikel 1 erfolgt unter den Bedingungen
der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93.

Abweichend von der genannten Verordnung gilt jedoch
Folgendes:

a) Die Angebote beziehen sich auf die tatsächliche Qualität der
Partie, für die geboten wird;

b) der Mindestverkaufspreis wird so festgesetzt, dass das
Gleichgewicht auf den Getreidemärkten nicht gestört wird.

Artikel 3

Abweichend von Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 2131/93 ist für das Angebot eine Sicherheit in Höhe von
10 EUR/Tonne zu leisten.

Artikel 4

(1) Die Frist für die Einreichung der Angebote im Rahmen
der ersten Teilausschreibung wird auf den 18. September 2003,
9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) festgesetzt.

(2) Die Angebote für die folgenden Teilausschreibungen
können jeweils bis Donnerstag, 9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) einge-
reicht werden.

(3) Die Frist für die Einreichung der Angebote für die letzte
Teilausschreibung läuft am 18. Dezember 2003, 9.00 Uhr
(Brüsseler Zeit) ab.

Die Angebote sind bei der finnischen Interventionsstelle einzu-
reichen:

Maa- ja metsätalousministeriö, interventioyksikkö
PL 30
FIN-00023 Valtioneuvosto
Fax (358-9) 160 52 772, (358-9) 160 52 778.
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Artikel 5

Die finnische Interventionsstelle teilt der Kommission späte-
stens zwei Stunden nach Ablauf der Angebotsfrist die erhal-
tenen Angebote mit. Diese Mitteilung erfolgt nach dem Muster
in Anhang II an die dort genannte elektronische Postadresse.

Artikel 6

Die Kommission setzt den Mindestverkaufspreis fest oder
beschließt, die Angebote nicht zu berücksichtigen. Betreffen
Angebote ein und dieselbe Partie und eine über die verfügbare
Menge hinausgehende Gesamtmenge, so kann der Mindestver-
kaufspreis für jede Partie einzeln festgesetzt werden.

Für Angebote in Höhe des Mindestverkaufspreises kann die
Preisfestsetzung mit der Festsetzung eines Zuteilungskoeffi-
zienten für die Angebotsmengen einhergehen.

Die Kommission entscheidet nach dem Verfahren des Artikels
23 der Verordnung (EG) Nr. 1766/92.

Artikel 7

Die Verordnung (EG) Nr. 1500/2001 wird aufgehoben.

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Lagerort Mengen
(in Tonnen)

Turenki 11 215

Perniö 5 150

Mustio 404

Loimaa 219

Koria 1 312
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1516/2003 DER KOMMISSION
vom 27. August 2003

zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für den Wiederverkauf auf dem Binnenmarkt von 45 300
Tonnen Gerste aus Beständen der Interventionsstelle des Vereinigten Königreichs

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 der
Kommission vom 28. Juli 1993 über das Verfahren und
die Bedingungen für den Verkauf von Getreide aus
Beständen der Interventionsstellen (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1630/2000 (4), erfolgt
dieser Verkauf im Wege der Ausschreibung und zu Preis-
bedingungen, die es ermöglichen, Marktstörungen zu
vermeiden.

(2) Das Vereinigte Königreich verfügt noch über Interventi-
onsbestände an Gerste.

(3) Infolge der schwierigen Witterungsbedingungen in
einem großen Teil der Gemeinschaft ist die Getreideer-
zeugung des Wirtschaftsjahres 2003/04 sehr viel
geringer ausgefallen. Diese Situation hat örtlich zu
erheblichen Preissteigerungen geführt, so dass die Tier-
haltungsbetriebe und die Futtermittelindustrie besondere
Schwierigkeiten haben, sich zu wettwerbsfähigen Preisen
zu versorgen.

(4) Daher ist Gerste aus Beständen der Interventionsstelle
des Vereinigten Königreichs, die zuvor zur Ausfuhr im
Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 968/2002 der
Kommission (5), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 990/2003 (6), bestimmt war, für den Binnen-
markt bereitzustellen und die genannte Verordnung
aufzuheben.

(5) Angesichts der Situation auf dem Gemeinschaftsmarkt
sollte die Verwaltung der Ausschreibung durch die
Kommission wahrgenommen werden. Ferner ist für
Angebote in Höhe des Mindestverkaufspreises ein Zutei-
lungskoeffizient festzulegen.

(6) In der Mitteilung der Interventionsstelle des Vereinigten
Königreichs an die Kommission ist die Anonymität der
Bieter zu wahren.

(7) Im Interesse einer effizienteren Verwaltung sollten die
von der Kommission benötigten Informationen per elek-
tronische Post übermittelt werden.

(8) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Interventionsstelle des Vereinigten Königreichs bietet
im Wege der Dauerausschreibung 45 300 Tonnen Gerste aus
ihren Beständen zum Verkauf auf dem Binnenmarkt der
Gemeinschaft an.

(2) Die Lagerregionen der Gerstebestände sind in Anhang I
aufgeführt.

Artikel 2

Der Verkauf gemäß Artikel 1 erfolgt unter den Bedingungen
der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93.

Abweichend von der genannten Verordnung gilt jedoch
Folgendes:

a) Die Angebote beziehen sich auf die tatsächliche Qualität der
Partie, für die geboten wird;

b) der Mindestverkaufspreis wird so festgesetzt, dass das
Gleichgewicht auf den Getreidemärkten nicht gestört wird.

Artikel 3

Abweichend von Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 2131/93 ist für das Angebot eine Sicherheit in Höhe von
10 EUR/Tonne zu leisten.

Artikel 4

(1) Die Frist für die Einreichung der Angebote im Rahmen
der ersten Teilausschreibung wird auf den 18. September 2003,
9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) festgesetzt.

(2) Die Angebote für die folgenden Teilausschreibungen
können jeweils bis Donnerstag, 9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) einge-
reicht werden.

(3) Die Frist für die Einreichung der Angebote für die letzte
Teilausschreibung läuft am 18. Dezember 2003, 9.00 Uhr
(Brüsseler Zeit) ab.

Die Angebote sind bei der Interventionsstelle des Vereinigten
Königreichs einzureichen:

Royal Payments Agency, Operations Newcastle
Lancaster House, Hampshire Court
Newcastle upon Tyne NE4 7YH
United Kingdom
Fax (44-191) 226 51 01.
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Artikel 5

Die Interventionsstelle des Vereinigten Königreichs teilt der
Kommission spätestens zwei Stunden nach Ablauf der Ange-
botsfrist die erhaltenen Angebote mit. Diese Mitteilung erfolgt
nach dem Muster in Anhang II an die dort genannte elektroni-
sche Postadresse.

Artikel 6

Die Kommission setzt den Mindestverkaufspreis fest oder
beschließt, die Angebote nicht zu berücksichtigen. Betreffen
Angebote ein und dieselbe Partie und eine über die verfügbare
Menge hinausgehende Gesamtmenge, so kann der Mindestver-
kaufspreis für jede Partie einzeln festgesetzt werden.

Für Angebote in Höhe des Mindestverkaufspreises kann die
Preisfestsetzung mit der Festsetzung eines Zuteilungskoeffi-
zienten für die Angebotsmengen einhergehen.

Die Kommission entscheidet nach dem Verfahren des Artikels
23 der Verordnung (EG) Nr. 1766/92.

Artikel 7

Die Verordnung (EG) Nr. 968/2002 wird aufgehoben.

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Lagerort Mengen
(in Tonnen)

Schottland 45 300
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1517/2003 DER KOMMISSION
vom 27. August 2003

zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für den Wiederverkauf auf dem Binnenmarkt von 22 300
Tonnen Gerste aus Beständen der belgischen Interventionsstelle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93 der
Kommission vom 28. Juli 1993 über das Verfahren und
die Bedingungen für den Verkauf von Getreide aus
Beständen der Interventionsstellen (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1630/2000 (4), erfolgt
dieser Verkauf im Wege der Ausschreibung und zu Preis-
bedingungen, die es ermöglichen, Marktstörungen zu
vermeiden.

(2) Belgien verfügt noch über Interventionsbestände an
Gerste.

(3) Infolge der schwierigen Witterungsbedingungen in
einem großen Teil der Gemeinschaft ist die Getreideer-
zeugung des Wirtschaftsjahres 2003/04 sehr viel
geringer ausgefallen. Diese Situation hat örtlich zu
erheblichen Preissteigerungen geführt, so dass die Tier-
haltungsbetriebe und die Futtermittelindustrie besondere
Schwierigkeiten haben, sich zu wettwerbsfähigen Preisen
zu versorgen.

(4) Daher ist Gerste aus Beständen der belgischen Interventi-
onsstelle, die zuvor zur Ausfuhr im Rahmen der Verord-
nung (EG) Nr. 953/2002 der Kommission (5), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1096/2003 (6),
bestimmt war, für den Binnenmarkt bereitzustellen und
die genannte Verordnung aufzuheben.

(5) Angesichts der Situation auf dem Gemeinschaftsmarkt
sollte die Verwaltung der Ausschreibung durch die
Kommission wahrgenommen werden. Ferner ist für
Angebote in Höhe des Mindestverkaufspreises ein Zutei-
lungskoeffizient festzulegen.

(6) In der Mitteilung der belgischen Interventionsstelle an
die Kommission ist die Anonymität der Bieter zu
wahren.

(7) Im Interesse einer effizienteren Verwaltung sollten die
von der Kommission benötigten Informationen per elek-
tronische Post übermittelt werden.

(8) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die belgische Interventionsstelle bietet im Wege der
Dauerausschreibung 22 300 Tonnen Gerste aus ihren
Beständen zum Verkauf auf dem Binnenmarkt der Gemein-
schaft an.

(2) Die Lagerregionen der Gerstebestände sind in Anhang I
aufgeführt.

Artikel 2

Der Verkauf gemäß Artikel 1 erfolgt unter den Bedingungen
der Verordnung (EWG) Nr. 2131/93.

Abweichend von der genannten Verordnung gilt jedoch
Folgendes:

a) Die Angebote beziehen sich auf die tatsächliche Qualität der
Partie, für die geboten wird;

b) der Mindestverkaufspreis wird so festgesetzt, dass das
Gleichgewicht auf den Getreidemärkten nicht gestört wird.

Artikel 3

Abweichend von Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 2131/93 ist für das Angebot eine Sicherheit in Höhe von
10 EUR/Tonne zu leisten.

Artikel 4

(1) Die Frist für die Einreichung der Angebote im Rahmen
der ersten Teilausschreibung wird auf den 18. September 2003,
9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) festgesetzt.

(2) Die Angebote für die folgenden Teilausschreibungen
können jeweils bis Donnerstag, 9.00 Uhr (Brüsseler Zeit) einge-
reicht werden.

(3) Die Frist für die Einreichung der Angebote für die letzte
Teilausschreibung läuft am 18. Dezember 2003, 9.00 Uhr
(Brüsseler Zeit) ab.

Die Angebote sind bei der belgischen Interventionsstelle einzu-
reichen:

Bureau d'intervention et de restitution belge/
Belgisch Interventie- en Restitutiebureau (BIRB)
Rue de Trèves/Trierstraat, 82
B-1040 Bruxelles/Brussel
Fax: (32-2) 287 25 24, 280 03 07.
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Artikel 5

Die belgische Interventionsstelle teilt der Kommission späte-
stens zwei Stunden nach Ablauf der Angebotsfrist die erhal-
tenen Angebote mit. Diese Mitteilung erfolgt nach dem Muster
in Anhang II an die dort genannte elektronische Postadresse.

Artikel 6

Die Kommission setzt den Mindestverkaufspreis fest oder
beschließt, die Angebote nicht zu berücksichtigen. Betreffen
Angebote ein und dieselbe Partie und eine über die verfügbare
Menge hinausgehende Gesamtmenge, so kann der Mindestver-
kaufspreis für jede Partie einzeln festgesetzt werden.

Für Angebote in Höhe des Mindestverkaufspreises kann die
Preisfestsetzung mit der Festsetzung eines Zuteilungskoeffi-
zienten für die Angebotsmengen einhergehen.

Die Kommission entscheidet nach dem Verfahren des Artikels
23 der Verordnung (EG) Nr. 1766/92.

Artikel 7

Die Verordnung (EG) Nr. 953/2002 wird aufgehoben.

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Lagerort Mengen
(in Tonnen)

Hainaut 14 740

Liège 4 700

West-Vlaanderen 1 960

Oost-Vlaanderen 900
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1518/2003 DER KOMMISSION
vom 28. August 2003

mit Durchführungsbestimmungen für die Ausfuhrlizenzen im Sektor Schweinefleisch

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2759/75 des Rates vom
29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorganisation für
Schweinefleisch (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1365/2000 (2), insbesondere auf Artikel 8 Absatz 2, Artikel
13 Absatz 12 und Artikel 22,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1370/95 der Kommission vom
16. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen für die
Ausfuhrlizenzen im Sektor Schweinefleisch (3) ist mehr-
fach und in wesentlichen Punkten geändert worden (4).
Aus Gründen der Übersichtlichkeit und Klarheit
empfiehlt es sich, die genannte Verordnung zu kodifi-
zieren.

(2) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 2759/75 werden alle
Ausfuhren von Erzeugnissen, für die eine Ausfuhrerstat-
tung beantragt wird, von der Vorlage einer Ausfuhrli-
zenz mit Vorausfestsetzung der Erstattung abhängig
gemacht. Es ist daher angezeigt, die besonderen Durch-
führungsbestimmungen für dieses Verfahren im Sektor
Schweinefleisch zu erlassen und insbesondere die Einzel-
heiten der Antragstellung sowie die auf den Anträgen
und den Lizenzen zu machenden Angaben zu regeln,
und zwar in Ergänzung zu der Verordnung (EG) Nr.
1291/2000 der Kommission vom 9. Juni 2000 mit
gemeinsamen Durchführungsvorschriften für Einfuhr-
und Ausfuhrlizenzen sowie Vorausfestsetzungsbescheini-
gungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse (5), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 325/2003 (6).

(3) Um eine wirksame Anwendung des Verfahrens sicherzu-
stellen, empfiehlt es sich, die Höhe der jeweiligen im
Rahmen dieses Verfahrens für die Ausfuhrlizenzen zu
leistenden Sicherheiten festzusetzen. Da das Verfahren
im Sektor Schweinefleisch das Risiko von Spekulationen
birgt, ist es darüber hinaus angebracht, den Zugang der
Beteiligten zu dem Verfahren an die Erfüllung genauer
Bedingungen zu knüpfen und die Nichtübertragbarkeit
der Ausfuhrlizenzen vorzusehen.

(4) Nach Artikel 13 Absatz 11 der Verordnung (EWG) Nr.
2759/75 wird die Einhaltung der mengenmäßigen
Verpflichtungen bei der Ausfuhr, die sich aus den im

Rahmen der Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde
geschlossenen Übereinkünften ergeben, mit Hilfe der
Ausfuhrlizenzen gewährleistet. Es ist daher angebracht,
den genauen Ablauf der Antragstellung und der Lizen-
zerteilung zu regeln.

(5) Außerdem empfiehlt es sich, die Entscheidungen über
die Anträge auf Ausfuhrlizenzen erst nach einer Bedenk-
zeit bekannt zu geben. Diese soll es der Kommission
ermöglichen, die beantragten Mengen und die damit
verbundenen Ausgaben zu beurteilen und gegebenenfalls
besondere Maßnahmen, insbesondere im Hinblick auf
die noch nicht erledigten Anträge, zu treffen. Im Inte-
resse der Beteiligten ist vorzusehen, dass die Lizen-
zanträge nach der Festsetzung eines Prozentsatzes für die
Annahme zurückgezogen werden können.

(6) Es ist angebracht, für Anträge, die sich auf höchstens 25
Tonnen beziehen, und auf Antrag des Beteiligten die
sofortige Erteilung der Ausfuhrlizenzen zu ermöglichen.
In diesem Fall unterliegen die Lizenzen nicht den von
der Kommission getroffenen besonderen Maßnahmen.

(7) Um eine genaue Verwaltung der auszuführenden
Mengen zu gewährleisten, ist eine Ausnahme von den in
der Verordnung (EG) Nr. 1291/2000 enthaltenen
Vorschriften über die Abweichung vorzusehen.

(8) Um dieses Verfahren verwalten zu können, muss die
Kommission über genaue Angaben hinsichtlich der
eingereichten Lizenzanträge sowie der Ausnutzung der
ausgestellten Lizenzen verfügen. Im Interesse einer effi-
zienten Verwaltung ist die Verwendung eines einheitli-
chen Musters für die Mitteilungen zwischen den
Mitgliedstaaten und der Kommission vorzusehen.

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Schweinefleisch —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für jede Ausfuhr von Erzeugnissen des Sektors Schweinefleisch,
für die eine Ausfuhrerstattung beantragt wird, ist eine Ausfuhr-
lizenz mit Vorausfestsetzung der Erstattung vorzulegen.
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Artikel 2

(1) Die Geltungsdauer der Ausfuhrlizenzen beträgt neunzig
Tage ab dem Tag ihrer tatsächlichen Erteilung im Sinne von
Artikel 23 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1291/2000.

(2) In die Lizenzanträge und die Lizenzen ist in Feld 15 die
Warenbezeichnung und in Feld 16 der zwölfstellige Erzeugnis-
code der Nomenklatur der Ausfuhrerstattungen für landwirt-
schaftliche Erzeugnisse einzutragen.

(3) Die in Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1291/2000 genannten Erzeugniskategorien sowie die Beträge
der Sicherheiten für die Ausfuhrlizenzen sind im Anhang I
angegeben.

(4) Die Lizenzanträge und die Lizenzen enthalten in Feld 20
mindestens eine der folgenden Angaben:

— Reglamento (CE) no […]

— Forordning (EF) nr. […]

— Verordnung (EG) Nr. […]

— Κανονισµός (ΕΚ) αριθ. […]

— Regulation (EC) No […]

— Règlement (CE) no […]

— Regolamento (CE) n. […]

— Verordening (EG) nr. […]

— Regulamento (CE) n.o […]

— Asetus (EY) N:o […]

— Förordning (EG) nr […]

Artikel 3

(1) Die Anträge auf Ausfuhrlizenzen sind von Montag bis
Freitag jeder Woche bei den zuständigen Behörden einzurei-
chen.

(2) Der Lizenzantragsteller muss eine natürliche oder juristi-
sche Person sein, die bei Einreichung des Lizenzantrags den
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten nachweisen kann,
dass sie seit mindestens zwölf Monaten eine Handelstätigkeit
im Schweinefleischsektor ausübt. Der Einzelhandel oder
Gaststätten, die ihre Erzeugnisse unmittelbar an den Endver-
braucher abgeben, können jedoch keine Anträge stellen.

(3) Die Ausfuhrlizenzen werden am Mittwoch, der auf den
in Absatz 1 genannten Zeitraum folgt, erteilt, sofern die
Kommission bis dahin keine der in Absatz 4 genannten beson-
deren Maßnahmen getroffen hat.

(4) Betreffen die Anträge auf Ausfuhrlizenzen Mengen und/
oder Ausgaben, welche die unter Berücksichtigung der in
Artikel 13 Absatz 11 der Verordnung (EWG) Nr. 2759/75
genannten Beschränkungen normal abgesetzten Mengen und/
oder die entsprechenden Ausgaben überschreiten oder zu über-
schreiten drohen, so kann die Kommission:

a) einen einheitlichen Prozentsatz für die Annahme der bean-
tragten Mengen festlegen;

b) die noch nicht beschiedenen Anträge ablehnen;

c) die Einreichung von Anträgen auf Ausfuhrlizenzen
höchstens fünf Arbeitstage lang aussetzen, wobei die
Möglichkeit besteht, nach dem in Artikel 24 Absatz 2 der
Verordnung (EWG) Nr. 2759/75 genannten Verfahren einen
längeren Aussetzungszeitraum festzusetzen. In diesen Fällen
sind Anträge auf Ausfuhrlizenzen, die innerhalb des Ausset-
zungszeitraums gestellt wurden, unzulässig.

Diese Maßnahmen können unterschiedlich je nach Erzeugniska-
tegorie und Bestimmung getroffen werden.

(5) Werden die beantragten Mengen abgelehnt oder gekürzt,
so wird die Sicherheit für die Mengen, für welche dem Antrag
nicht stattgegeben wurde, sofort freigegeben.

(6) Wird ein einheitlicher Prozentsatz für die Annahme von
weniger als 80 Prozent festgesetzt, so wird abweichend von
Absatz 3 die Lizenz spätestens am 11. Arbeitstag nach
Veröffentlichung des genannten Prozentsatzes im Amtsblatt der
Europäischen Union erteilt. Innerhalb von zehn Arbeitstagen
nach dieser Veröffentlichung kann der Beteiligte:

a) entweder seinen Antrag zurückziehen, wobei die Sicherheit
sofort freigegeben wird; oder

b) die sofortige Erteilung der Lizenz beantragen. In diesem Fall
erteilt die zuständige Behörde die Lizenz unverzüglich,
jedoch frühestens am üblichen Tag der Erteilung für die
entsprechende Woche.

(7) Abweichend von Absatz 3 kann die Kommission einen
anderen Tag als den Mittwoch für die Lizenzerteilung
bestimmen, sofern es nicht möglich ist, diesen Tag einzuhalten.

Artikel 4

(1) Lizenzanträge, die eine Erzeugnismenge von höchstens
25 Tonnen betreffen, unterliegen auf Antrag des Beteiligten
nicht den etwaigen besonderen Maßnahmen gemäß Artikel 3
Absatz 4, und die beantragten Lizenzen werden sofort ausge-
stellt.

In diesem Fall ist abweichend von Artikel 2 Absatz 1 die
Geltungsdauer der Lizenzen auf fünf Werktage ab dem Tag
ihrer tatsächlichen Erteilung im Sinne von Artikel 23 Absatz 2
der Verordnung (EG) Nr. 1291/2000 begrenzt, wobei die
Anträge und die Lizenzen in Feld 20 folgenden Vermerk
tragen:

— Certificado válido durante cinco días hábiles y no utilizable
para la aplicación del artículo 5 del Reglamento (CEE) no

565/80 del Consejo (1)

— Licens, der er gyldig i fem arbejdsdage, og som ikke kan
benyttes til at anvende artikel 5 i Rådets forordning (EØF)
nr. 565/80 (1)

— Fünf Werktage gültige und für die Anwendung von Artikel
5 der Verordnung (EWG) Nr. 565/80 des Rates (1) nicht
verwendbare Lizenz
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— Πιστοποιητικό που ισχύει για πέντε εργάσιµες ηµέρες και δεν
χρησιµοποιείται για την εφαρµογή του άρθρου 5 του κανο-
νισµού (ΕΟΚ) αριθ. 565/80 (1)

— Licence valid for five working days and not useable for
application of Article 5 of Council Regulation (EEC) No
565/80 (1)

— Certificat valable cinq jours ouvrables et non utilisable pour
l'application de l'article 5 du règlement (CEE) no 565/80 du
Conseil (1)

— Titolo valido cinque giorni lavorativi e non utilizzabile ai
fini dell'applicazione dell'articolo 5 del regolamento (CEE)
n. 565/80 (1)

— Certificaat met een geldigheidsduur van vijf werkdagen en
niet te gebruiken voor de toepassing van artikel 5 van
Verordening (EEG) nr. 565/80 van de Raad (1)

— Certificado de exportação válido durante cinco dias úteis,
não utilizável para a aplicação do artigo 5.o do Regula-
mento (CEE) n.o 565/80 do Conselho (1)

— Todistus on voimassa viisi arkipäivää eikä sitä voi käyttää
sovellettaessa asetuksen (ETY) N:o 565/80 (1) 5 artiklaa

— Licensen är giltig fem arbetsdagar men gäller inte vid
tillämpning av artikel 5 i rådets förordning (EEG) nr 565/
80 (1)

(2) Die Kommission kann erforderlichenfalls die Anwendung
dieses Artikels aussetzen.

Artikel 5

Die erteilten Ausfuhrlizenzen sind nicht übertragbar.

Artikel 6

(1) Die im Rahmen der in Artikel 8 Absatz 4 der Verord-
nung (EG) Nr. 1291/2000 genannten Toleranz ausgeführte
Menge berechtigt nicht zur Zahlung der Erstattung.

(2) In Feld 22 ist mindestens einer der folgenden Vermerke
einzutragen:

— Restitución válida por […] toneladas (cantidad por la que se
expida el certificado)

— Restitutionen omfatter […] t (den mængde, licensen
vedrører)

— Erstattung gültig für … Tonnen (Menge, für welche die
Lizenz ausgestellt wurde)

— Επιστροφή ισχύουσα για […] τόνους (ποσότητα για την οποία
έχει εκδοθεί το πιστοποιητικό)

— Refund valid for … tonnes (quantity for which the licence
is issued)

— Restitution valable pour … tonnes (quantité pour laquelle le
certificat est délivré)

— Restituzione valida per […] t (quantitativo per il quale il
titolo è rilasciato)

— Restitutie geldig voor … ton (hoeveelheid waarvoor het
certificaat wordt afgegeven)

— Restituição válida para … toneladas (quantidade relativ-
amente à qual é emitido o certificado)

— Tuki on voimassa […] tonnille (määrä, jolle todistus on
myönnetty)

— Ger rätt till exportbidrag för […] ton (den kvantitet för
vilken licensen utfärdats)

Artikel 7

(1) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission jeden Freitag
ab 13.00 Uhr per Telefax für den vorhergehenden Zeitraum
Folgendes mit:

a) die Anträge auf Ausfuhrlizenzen gemäß Artikel 1, die von
Montag bis Freitag der laufenden Woche gestellt wurden,
mit der Angabe, ob sie unter Artikel 4 fallen oder nicht;

b) die Mengen, für die am vorhergehenden Mittwoch Ausfuhr-
lizenzen erteilt wurden, mit Ausnahme der gemäß Artikel 4
sofort ausgestellten Lizenzen;

c) die Mengen, für die die Anträge auf Ausfuhrlizenzen in der
Vorwoche gemäß Artikel 3 Absatz 6 zurückgezogen
wurden.

(2) Die Mitteilung über die in Absatz 1 Buchstabe a)
genannten Anträge muss folgende Angaben enthalten:

a) die Mengen in Produktgewicht für jede der in Artikel 2
Absatz 3 genannten Kategorien;

b) eine Aufteilung der Mengen nach Bestimmungsland für jede
Kategorie für den Fall, dass der Erstattungsbetrag unter-
schiedlich je nach Bestimmung festgesetzt ist;

c) der zur Anwendung kommende Erstattungsbetrag;

d) der gesamte vorausfestgesetzte Betrag der Erstattung in Euro
und per Kategorie.

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission allmonatlich
nach Ablauf der Gültigkeitsdauer der Lizenzen die nicht
ausgenutzten Mengen der Ausfuhrlizenzen mit.

(4) Alle in den Absätzen 1 und 3 genannten Mitteilungen
sowie der Vermerk „entfällt“ erfolgen nach dem in Anhang II
enthaltenen Muster.

Artikel 8

Die Verordnung (EG) Nr. 1370/95 wird aufgehoben.

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Be-
zugnahmen auf die vorliegende Verordnung und sind nach
Maßgabe der Entsprechungstabelle in Anhang IV zu lesen.

Artikel 9

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. August 2003

Für die Kommission
Romano PRODI

Der Präsident
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ANHANG I

Erzeugniscode der Nomenklatur der
Ausfuhrerstattungen für

landwirtschaftliche Erzeugnisse (1)
Kategorie

Sicherheitsbetrag
(EUR/100 kg)
Nettogewicht

0203 11 10 9000 1 5

0203 21 10 9000

0203 12 11 9100 2 5

0203 12 19 9100

0203 19 11 9100

0203 19 13 9100

0203 19 55 9110

0203 22 11 9100

0203 22 19 9100

0203 29 11 9100

0203 29 13 9100

0203 29 55 9110

0203 19 15 9100 3 4

0203 19 55 9310

0203 29 15 9100

0210 11 31 9110 4 15

0210 11 31 9910

0210 12 19 9100 5 5

0210 19 81 9100 6 20

0210 19 81 9300 7 15

1601 00 91 9120 8 5

1601 00 99 9110 9 5

1602 41 10 9110 10 10

1602 42 10 9110 11 10

1602 41 10 9130 12 5

1602 42 10 9130

1602 49 19 9130

(1) Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1), Teil 6.
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ANHANG II
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ANHANG III

Aufgehobene Verordnung und ihre nachfolgenden Änderungen

Verordnung (EG) Nr. 1370/95 der Kommission (ABl. L 133 vom 17.6.1995, S. 9)

Verordnung (EG) Nr. 2739/95 der Kommission (ABl. L 285 vom 29.11.1995, S. 11)

Verordnung (EG) Nr. 1122/96 der Kommission (ABl. L 149 vom 22.6.1996, S. 17)

Verordnung (EG) Nr. 2439/97 der Kommission (ABl. L 339 vom 10.12.1997, S. 9)

Verordnung (EG) Nr. 540/98 der Kommission (ABl. L 70 vom 10.3.1998, S. 6)

Verordnung (EG) Nr. 1719/98 der Kommission (ABl. L 215 vom 1.8.1998, S. 58)

Verordnung (EG) Nr. 2399/1199 der Kommission (ABl. L 290 vom 12.11.1999, S. 18)

Verordnung (EG) Nr. 1342/2000 der Kommission (ABl. L 154 vom 27.6.2000, S. 14)

Verordnung (EG) Nr. 2898/2000 der Kommission (ABl. L 336 vom 30.12.2000, S. 32)

Verordnung (EG) Nr. 505/2002 der Kommission (ABl. L 79 vom 22.3.2002, S. 9)
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ANHANG IV

ENTSPRECHUNGSTABELLE

Verordnung (EG) Nr. 1370/95 Vorliegende Verordnung

Artikel 1 Artikel 1

Artikel 2 Artikel 2

Artikel 3 Absatz 1 — 3 Artikel 3 Absatz 1 — 3

Artikel 3 Absatz 4 erster Gedankenstrich Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe a)

Artikel 3 Absatz 4 zweiter Gedankenstrich Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe b)

Artikel 3 Absatz 4 dritter Gedankenstrich Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe c)

Artikel 3 Absatz 5 Artikel 3 Absatz 5

Artikel 3 Absatz 6 erster Satz und zweiter Satz einleitender
Teil

Artikel 3 Absatz 6 erster Satz und zweiter Satz einlei-
tender Teil

Artikel 3 Absatz 6 erster Gedankenstrich Artikel 3 Absatz 6 Buchstabe a)

Artikel 3 Absatz 6 zweiter Gedankenstrich Artikel 3 Absatz 6 Buchstabe b)

Artikel 3 Absatz 7 Artikel 3 Absatz 7

Artikel 4 Absätze 1 und 2 Artikel 4 Absatz 1

Artikel 4 Absatz 3 Artikel 4 Absatz 2

Artikel 5 Artikel 5

Artikel 6 Absatz 1 Artikel 6 Absatz 1

Artikel 6 Absatz 2 Artikel 6 Absatz 2

Artikel 7 Absatz 1 Artikel 7 Absatz 1

Artikel 7 Absatz 2 erster Gedankenstrich Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe a)

Artikel 7 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b)

Artikel 7 Absatz 2 dritter Gedankenstrich Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe c)

Artikel 7 Absatz 2 vierter Gedankenstrich Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe d)

Artikel 7 Absatz 3 Artikel 7 Absatz 3

Artikel 7 Absatz 4 Artikel 7 Absatz 4

Artikel 8 –

– Artikel 8

Artikel 9 –

Artikel 10 Artikel 9

Anhang I Anhang I

Anhang II Anhang II

– Anhang III

– Anhang IV
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1519/2003 DER KOMMISSION
vom 28. August 2003

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (3), Verordnung (EG) Nr. 411/2002 der Kommission (4),
insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 und
Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
bestimmen, dass der Unterschied zwischen den Notie-
rungen oder den Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 dieser Verordnungen genannten Erzeugnisse
und den Preisen für die Erzeugnisse in der Gemeinschaft
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen
werden kann.

(2) Gemäß Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
sind die Erstattungen unter Berücksichtigung der jewei-
ligen Lage und der voraussichtlichen Entwicklung einer-
seits des verfügbaren Getreides und des Reises und
Bruchreises und ihrer Preise in der Gemeinschaft und
andererseits der Preise für Getreide, Reis, Bruchreis und
Getreideerzeugnisse auf dem Weltmarkt festzusetzen.
Nach denselben Artikeln ist auf den Getreide- und
Reismärkten für eine ausgeglichene Lage und für eine
natürliche Preis- und Handelsentwicklung zu sorgen.
Ferner ist den wirtschaftlichen Aspekten der geplanten
Ausfuhren sowie der Notwendigkeit Rechnung zu
tragen, Marktstörungen in der Gemeinschaft zu
vermeiden.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 1518/95 der Kommission (5),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2993/95 (6),
über die Regelung für die Einfuhr und die Ausfuhr von
Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnissen bestimmt
in Artikel 4 die besonderen Kriterien, die bei der Berech-
nung der Erstattung für diese Erzeugnisse zu berücksich-
tigen sind.

(4) Infolgedessen sind die für die einzelnen Erzeugnisse zu
gewährenden Erstattungen zu staffeln, und zwar, je nach
Erzeugnis, aufgrund des Gehaltes an Rohfasern, Asche,

Spelzen, Proteinen, Fetten oder Stärke, wobei dieser
Gehalt jeweils besonders charakteristisch für die tatsäch-
lich in dem Verarbeitungserzeugnis enthaltene Menge
des Grunderzeugnisses ist.

(5) Bei Maniokwurzeln, anderen Wurzeln und Knollen von
tropischen Früchten sowie deren Mehlen machen wirt-
schaftliche Gesichtspunkte etwaiger Ausfuhren ange-
sichts der Art und der Herkunft dieser Erzeugnisse zur
Zeit eine Festsetzung von Ausfuhrerstattungen nicht
erforderlich. Für einige Verarbeitungserzeugnisse aus
Getreide ist es aufgrund der schwachen Beteiligung der
Gemeinschaft am Welthandel gegenwärtig nicht
notwendig, eine Ausfuhrerstattung festzusetzen.

(6) Die Lage auf dem Weltmarkt oder besondere Erforde-
rnisse bestimmter Märkte können eine Differenzierung
bei Erstattungen für bestimmte Erzeugnisse je nach ihrer
Bestimmung notwendig machen.

(7) Die Erstattung muss einmal monatlich festgesetzt
werden; sie kann zwischenzeitlich geändert werden.

(8) Bestimmte Maiserzeugnisse können so wärmebehandelt
werden, dass für sie eine Erstattung gewährt werden
könnte, die ihrer Qualität nicht gerecht wird. Für Erzeug-
nisse, die eine erste Gelbildung oder Gelierung
aufweisen, sollte deshalb keine Ausfuhrerstattung
gewährt werden.

(9) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Ausfuhrerstattungen für die in Artikel 1 Absatz 1 Buch-
stabe d) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 und in Artikel 1
Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten und der Verordnung (EG) Nr. 1518/95 unterlie-
genden Erzeugnisse werden wie im Anhang dieser Verordnung
angegeben festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. August 2003 in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 28. August 2003 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide-
und Reisverarbeitungserzeugnisse

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungs-
betrag

1102 20 10 9200 (1) C11 EUR/t 47,99
1102 20 10 9400 (1) C11 EUR/t 41,14
1102 20 90 9200 (1) C11 EUR/t 41,14
1102 90 10 9100 C17 EUR/t 0,00
1102 90 10 9900 C17 EUR/t 0,00
1102 90 30 9100 C18 EUR/t 0,00
1103 19 40 9100 C16 EUR/t 0,00
1103 13 10 9100 (1) C19 EUR/t 61,70
1103 13 10 9300 (1) C19 EUR/t 47,99
1103 13 10 9500 (1) C19 EUR/t 41,14
1103 13 90 9100 (1) C14 EUR/t 41,14
1103 19 10 9000 C16 EUR/t 40,22
1103 19 30 9100 C14 EUR/t 0,00
1103 20 60 9000 C20 EUR/t 0,00
1103 20 20 9000 C17 EUR/t 0,00
1104 19 69 9100 C14 EUR/t 0,00
1104 12 90 9100 C13 EUR/t 0,00
1104 12 90 9300 C13 EUR/t 0,00
1104 19 10 9000 C13 EUR/t 0,00
1104 19 50 9110 C14 EUR/t 54,85
1104 19 50 9130 C14 EUR/t 44,56
1104 29 01 9100 C14 EUR/t 0,00
1104 29 03 9100 C14 EUR/t 0,00
1104 29 05 9100 C14 EUR/t 0,00
1104 29 05 9300 C14 EUR/t 0,00
1104 22 20 9100 C13 EUR/t 0,00
1104 22 30 9100 C13 EUR/t 0,00
1104 23 10 9100 C14 EUR/t 51,42

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungs-
betrag

1104 23 10 9300 C14 EUR/t 39,42
1104 29 11 9000 C13 EUR/t 0,00
1104 29 51 9000 C13 EUR/t 0,00
1104 29 55 9000 C13 EUR/t 0,00
1104 30 10 9000 C13 EUR/t 0,00
1104 30 90 9000 C14 EUR/t 8,57
1107 10 11 9000 C21 EUR/t 0,00
1107 10 91 9000 C21 EUR/t 0,00
1108 11 00 9200 C10 EUR/t 0,00
1108 11 00 9300 C10 EUR/t 0,00
1108 12 00 9200 C10 EUR/t 54,85
1108 12 00 9300 C10 EUR/t 54,85
1108 13 00 9200 C10 EUR/t 54,85
1108 13 00 9300 C10 EUR/t 54,85
1108 19 10 9200 C10 EUR/t 36,48
1108 19 10 9300 C10 EUR/t 36,48
1109 00 00 9100 C10 EUR/t 0,00
1702 30 51 9000 (2) C10 EUR/t 53,73
1702 30 59 9000 (2) C10 EUR/t 41,14
1702 30 91 9000 C10 EUR/t 53,73
1702 30 99 9000 C10 EUR/t 41,14
1702 40 90 9000 C10 EUR/t 41,14
1702 90 50 9100 C10 EUR/t 53,73
1702 90 50 9900 C10 EUR/t 41,14
1702 90 75 9000 C10 EUR/t 56,30
1702 90 79 9000 C10 EUR/t 39,08
2106 90 55 9000 C10 EUR/t 41,14

(1) Für Erzeugnisse, die einer Wärmebehandlung bis zur ersten Gelbildung unterzogen wurden, wird keine Erstattung gewährt.
(2) Es gelten die Erstattungen gemäß der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 2730/75 des Rates (ABl. L 281 vom 1.11.1975, S. 20)

NB Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/Gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 1779/2002 (ABl. L 269 vom 5.10.2002, S. 6).

Die übrigen Bestimmungen sind wie folgt festgelegt:
C10 Alle Bestimmungen außer Estland.
C11 Alle Bestimmungen außer Estland, Ungarn, Polen und Slowenien.
C12 Alle Bestimmungen außer Estland, Ungarn, Lettland und Polen.
C13 Alle Bestimmungen außer Estland, Ungarn und Litauen.
C14 Alle Bestimmungen außer Estland und Ungarn.
C15 Alle Bestimmungen außer Estland, Ungarn, Lettland, Litauen und Polen.
C16 Alle Bestimmungen außer Estland, Ungarn, Lettland und Litauen.
C17 Alle Bestimmungen außer Bulgarien, Estland, Ungarn, Polen und Slowenien.
C18 Alle Bestimmungen außer Bulgarien, Estland, Ungarn, Lettland, Litauen, Polen und Slowenien.
C19 Alle Bestimmungen außer Estland, Ungarn und Slowenien.
C20 Alle Bestimmungen außer Estland, Ungarn, Lettland, Litauen und Rumänien.
C21 Alle Bestimmungen außer Bulgarien, Estland, Ungarn, Litauen, Rumänien und Slowenien.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1520/2003 DER KOMMISSION
vom 28. August 2003

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreidemischfuttermittel

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
bestimmt, dass der Unterschied zwischen den Notie-
rungen oder den Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 dieser Verordnung genannten Erzeugnisse und
den Preisen für diese Erzeugnisse in der Gemeinschaft
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen
werden kann.

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 1517/95 der Kommission vom
29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 hinsichtlich der Rege-
lung der Ein- und Ausfuhr von Getreidemischfuttermit-
teln und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1162/
95 mit besonderen Durchführungsbestimmungen über
Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für Getreide und Reis (3)
bestimmt in Artikel 2 die besonderen Kriterien, die bei
der Berechnung der Erstattung für diese Erzeugnisse zu
berücksichtigen sind.

(3) Bei dieser Berechnung muss auch der Gehalt an Getrei-
deerzeugnissen berücksichtigt werden. Zur Erzielung
einer Vereinfachung sollte die Erstattung deshalb für
zwei Arten von Getreideerzeugnissen gewährt werden,
nämlich für Mais, das in ausgeführten Mischfuttermitteln
am meisten verwendete Getreide, und für anderes

Getreide. Unter anderem Getreide sind im Sinne dieser
Verordnung in Frage kommende Getreideerzeugnisse
außer Mais und Maiserzeugnissen zu verstehen. Die
genannte Erstattung ist für die in dem betreffenden
Mischfuttermittel enthaltene Menge Getreideerzeugnisse
zu gewähren.

(4) Der Erstattungsbetrag muss außerdem den Möglichkeiten
und Bedingungen des Absatzes der betreffenden Erzeug-
nisse auf dem Weltmarkt, dem Erfordernis, Störungen
auf dem Markt der Gemeinschaft zu verhindern, und
dem wirtschaftlichen Aspekt der Ausfuhren Rechnung
tragen.

(5) Aufgrund der derzeitigen Marktlage für Getreide, insbe-
sondere der Versorgungsaussichten, sind die Ausfuhrer-
stattungen abzuschaffen.

(6) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Ausfuhrerstattungen für Mischfuttermittel, die in der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 genannt sind und der Verord-
nung (EG) Nr. 1517/95 unterliegen, werden wie im Anhang
der vorliegenden Verordnung angegeben gewährt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. August 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 28. August 2003 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für
Getreidemischfuttermittel

Für eine Ausfuhrerstattung kommen Erzeugnisse der nachstehenden Produktcodes in Frage:

2309 10 11 9000, 2309 10 13 9000, 2309 10 31 9000,
2309 10 33 9000, 2309 10 51 9000, 2309 10 53 9000,
2309 90 31 9000, 2309 90 33 9000, 2309 90 41 9000,
2309 90 43 9000, 2309 90 51 9000, 2309 90 53 9000

Getreideerzeugnis Bestimmung Maßeinheit Erstattung

Mais und Maiserzeugnisse der
KN-Codes 0709 90 60, 0712 90 19, 1005, 1102 20,
1103 13, 1103 29 40, 1104 19 50, 1104 23 und
1904 10 10

C10 EUR/t 0,00

Getreideerzeugnisse außer Mais und Maiserzeugnissen C10 EUR/t 0,00

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87
der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.

C 10 Alle Bestimmungen außer Estland.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1521/2003 DER KOMMISSION
vom 28. August 2003

zur Festsetzung der Produktionserstattungen für Getreide und Reis

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
411/2002 der Kommission (4), insbesondere auf Artikel 7
Absatz 2,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1722/93 der Kommis-
sion vom 30. Juni 1993 mit Durchführungsbestimmungen zu
der Regelung der Produktionserstattungen für Getreide und
Reis (5), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1786/
2001 (6), insbesondere auf Artikel 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1722/93 sind die Bedin-
gungen für die Gewährung der Produktionserstattung
festgelegt worden. Die diesbezügliche Berechnungs-
grundlage ist in Artikel 3 derselben Verordnung
enthalten. Die so berechnete Erstattung muß einmal im

Monat festgesetzt werden und kann geändert werden,
wenn sich der Mais- und/oder der Weizenpreis erheblich
ändern.

(2) Um den zu zahlenden Betrag genau zu bestimmen, sind
die mit dieser Verordnung festzusetzenden Produktions-
erstattungen durch die im Anhang II der Verordnung
(EWG) Nr. 1722/93 angegebenen Koeffizienten anzu-
passen.

(3) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1722/93
genannte Erstattung je Tonne Mais-, Weizen-, Gerste-, Hafer-,
Kartoffel-, Reis- oder Bruchreisstärke wird auf 5,31 EUR/t fest-
gesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. August 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1522/2003 DER KOMMISSION
vom 28. August 2003

zur Festsetzung der Mindestverkaufspreise für Butter und der Beihilfehöchstbeträge für Rahm,
Butter und Butterfett für die 125. Einzelausschreibung im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß

der Verordnung (EG) Nr. 2571/97

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 806/2003 (2), insbesondere auf Artikel 10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97 der Kommis-
sion vom 15. Dezember 1997 über den Verkauf von
Billigbutter und die Gewährung einer Beihilfe für Rahm,
Butter und Butterfett für die Herstellung von Backwaren,
Speiseeis und anderen Lebensmitteln (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 635/2000 (4), verkaufen
die Interventionsstellen bestimmte Buttermengen aus
ihren Beständen durch Ausschreibung und gewähren für
den Rahm, die Butter und das Butterfett eine Beihilfe.
Nach Artikel 18 der genannten Verordnung werden
aufgrund der auf jede Einzelausschreibung einge-
gangenen Angebote ein Mindestverkaufspreis für Butter
sowie ein Beihilfehöchstbetrag für Rahm, Butter und
Butterfett festgesetzt, oder es wird beschlossen, der

Ausschreibung keine Folge zu leisten. Der genannte
Mindestverkaufspreis und der betreffende Beihilfehöchst-
betrag können je nach Verwendungszweck, Milchfettge-
halt der Butter und Verarbeitungsweise differenziert
werden. Die Höhe der Verarbeitungssicherheit(en) ist
entsprechend festzulegen.

(2) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die 125. Einzelausschreibung im Rahmen der mit der
Verordnung (EG) Nr. 2571/97 vorgesehenen Dauerausschrei-
bung sind die Mindestverkaufspreise, die Beihilfehöchstbeträge
sowie die Verarbeitungssicherheiten in der Tabelle im Anhang
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. August 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 28. August 2003 zur Festsetzung der Mindestverkaufspreise für
Butter und der Beihilfehöchstbeträge für Rahm, Butter und Butterfett für die 125. Einzelausschreibung im

Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97

(EUR/100 kg)

Formel A B

Verarbeitungsweise Mit Indikatoren Ohne
Indikatoren Mit Indikatoren Ohne

Indikatoren

Mindestver-
kaufspreis

Butter
≥ 82 %

In unverändertem
Zustand — — — —

Butterfett — — — —

Verarbeitungssicherheit

In unverändertem
Zustand — — — —

Butterfett — — — —

Beihil-
fehöchstbe-

trag

Butter ≥ 82 % 85 81 85 81

Butter < 82 % 83 79 — 79

Butterfett 105 101 105 101

Rahm — — 36 34

Verarbei-
tungssicher-

heit

Butter 94 — 94 —

Butterfett 116 — 116 —

Rahm — — 40 —
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1523/2003 DER KOMMISSION
vom 28. August 2003

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Milch und Milcherzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 806/2003 der Kommission (2), insbeson-
dere auf Artikel 31 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 31 der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999
kann der Unterschied zwischen den Preisen der in
Artikel 1 der genannten Verordnung aufgeführten
Erzeugnisse im internationalen Handel und den Preisen
dieser Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch eine Erstat-
tung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden, ohne dass die
Grenzen überschritten werden, die sich aus den gemäß
Artikel 300 des Vertrags geschlossenen Abkommen
ergeben.

(2) Nach der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 müssen die
Erstattungen für die in Artikel 1 derselben Verordnung
genannten Erzeugnisse, die in unverändertem Zustand
ausgeführt werden, unter Berücksichtigung folgender
Faktoren festgesetzt werden:

— der Lage und voraussichtlichen Entwicklung der
Preise für Milch und Milcherzeugnisse und der
verfügbaren Mengen auf dem Markt der Gemein-
schaft sowie der Preise für Milch und Milcherzeug-
nisse im internationalen Handel,

— der Vermarktungskosten und der günstigsten Kosten
für den Transport von Märkten der Gemeinschaft zu
den Ausfuhrhäfen oder sonstigen Ausfuhrorten der
Gemeinschaft sowie der Heranführungskosten zum
Bestimmungsland,

— der Ziele der gemeinsamen Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse, die diesen Märkten eine
ausgeglichene Lage und eine natürliche Entwicklung
bei den Preisen und dem Handel gewährleisten
sollen,

— der sich aus den gemäß Artikel 300 des Vertrags
geschlossenen Abkommen ergebenden
Beschränkungen,

— der Erfordernisse, Störungen auf dem Markt der
Gemeinschaft zu verhindern,

— des wirtschaftlichen Aspekts der beabsichtigten
Ausfuhren.

(3) Gemäß Artikel 31 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr.
1255/1999 werden die Preise in der Gemeinschaft unter
Berücksichtigung der im Hinblick auf die Ausfuhr

günstigsten tatsächlichen Preise ermittelt. Die Ermittlung
der Preise im internationalen Handel erfolgt insbesondere
unter Berücksichtigung

a) der tatsächlichen Preise auf den Märkten der dritten
Länder,

b) der günstigsten Einfuhrpreise in den dritten Bestim-
mungsländern bei der Einfuhr aus dritten Ländern,

c) der in den ausführenden dritten Ländern festgestellten
Erzeugerpreise, gegebenenfalls unter Berücksichtigung
der Subventionen, die von diesen Ländern gewährt
werden,

d) der Angebotspreise frei Grenze der Gemeinschaft.

(4) Gemäß Artikel 31 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1255/1999 können die Lage im internationalen Handel
oder die besonderen Erfordernisse bestimmter Märkte es
notwendig machen, die Erstattung für die in Artikel 1
derselben Verordnung genannten Erzeugnisse je nach
der Bestimmung oder dem Bestimmungsgebiet in unter-
schiedlicher Höhe festzusetzen.

(5) Artikel 31 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1255/
1999 sieht vor, dass die Liste der Erzeugnisse, für welche
eine Erstattung bei der Ausfuhr gewährt wird, und der
Betrag dieser Erstattung mindestens alle vier Wochen
neu festgesetzt werden. Der Erstattungsbetrag kann
jedoch während eines vier Wochen überschreitenden
Zeitraums unverändert beibehalten werden.

(6) Gemäß Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 174/1999
der Kommission vom 26. Januar 1999 mit besonderen
Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr.
804/68 des Rates im Hinblick auf die Ausfuhrlizenzen
und die Ausfuhrerstattungen im Sektor Milch und
Milcherzeugnisse (3), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 1392/2003 (4), entspricht die Erstattung,
die für zugesetzte Saccharose enthaltende Milcherzeug-
nisse gewährt wird, der Summe aus zwei Teilbeträgen,
von denen der eine der Milcherzeugnismenge Rechnung
trägt und durch Multiplizieren des Grundbetrags mit
dem Gehalt des betreffenden Erzeugnisses an Milcher-
zeugnissen berechnet wird. Der zweite Teilbetrag trägt
der zugesetzten Saccharose Rechnung und wird
berechnet durch Multiplizieren des Gehalts des Gesamt-
erzeugnisses an Saccharose mit dem Grundbetrag der
Erstattung, die am Tag der Ausfuhr für die Erzeugnisse
gilt, die genannt sind in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d)
der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates vom 19.
Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (5), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/
2002 der Kommission (6). Der letztere Teilbetrag wird
jedoch nur berücksichtigt, wenn die zugesetzte Saccha-
rose aus in der Gemeinschaft geernteten Zuckerrüben
oder aus in der Gemeinschaft geernteten Zuckerrohr
hergestellt worden ist.
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(7) Die Verordnung (EWG) Nr. 896/84 der Kommission (1),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 222/
88 (2), sieht ergänzende Bestimmungen für die Gewäh-
rung der Erstattungen beim Wechsel des Wirtschafts-
jahres vor. Diese Bestimmungen betreffen die mögliche
unterschiedliche Festsetzung der Erstattungen nach
Maßgabe des Herstellungsdatums der Erzeugnisse.

(8) Zur Berechnung der Erstattung für die
Schmelzkäsesorten ist vorzusehen, dass, wenn Kasein
und/oder Kaseinat zugefügt sind, die betreffende Menge
unberücksichtigt bleibt.

(9) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die derzeitige
Lage der Märkte für Milch und Milcherzeugnisse und
insbesondere auf die Preise dieser Erzeugnisse in der
Gemeinschaft und im internationalen Handel führt dazu,
die Erstattung für die Erzeugnisse auf die im Anhang
dieser Verordnung genannten Beträge festzusetzen.

(10) Der Verwaltungsausschuss für Milch und Milcherzeug-
nisse hat nicht innerhalb der ihm von seinem Vorsit-
zenden gesetzten Frist Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 31 der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999
genannten Ausfuhrerstattungen für ausgeführte Erzeugnisse in
unverändertem Zustand werden auf die im Anhang wiedergege-
benen Beträge festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. August 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 28. August 2003 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Milch und
Milcherzeugnisse

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0401 10 10 9000 970 EUR/100 kg 1,911
0401 10 90 9000 970 EUR/100 kg 1,911
0401 20 11 9100 970 EUR/100 kg 0,000
0401 20 11 9500 970 EUR/100 kg 2,953
0401 20 19 9100 970 EUR/100 kg 0,000
0401 20 19 9500 970 EUR/100 kg 2,953
0401 20 91 9000 970 EUR/100 kg 3,737
0401 20 99 9000 970 EUR/100 kg 0,000
0401 30 11 9400 970 EUR/100 kg 8,624
0401 30 11 9700 970 EUR/100 kg 12,95
0401 30 19 9700 970 EUR/100 kg 0,00
0401 30 31 9100 L06 EUR/100 kg 31,46
0401 30 31 9400 L06 EUR/100 kg 49,14
0401 30 31 9700 L06 EUR/100 kg 54,20
0401 30 39 9100 L06 EUR/100 kg 31,46
0401 30 39 9400 L06 EUR/100 kg 49,14
0401 30 39 9700 L06 EUR/100 kg 54,20
0401 30 91 9100 L06 EUR/100 kg 61,77
0401 30 91 9500 L06 EUR/100 kg 0,00
0401 30 99 9100 L06 EUR/100 kg 61,77
0401 30 99 9500 L06 EUR/100 kg 90,78
0402 10 11 9000 L07 EUR/100 kg 57,00
0402 10 19 9000 L07 EUR/100 kg 57,00
0402 10 91 9000 L07 EUR/kg 0,5700
0402 10 99 9000 L07 EUR/kg 0,5700
0402 21 11 9200 L07 EUR/100 kg 57,00
0402 21 11 9300 L07 EUR/100 kg 88,11
0402 21 11 9500 L07 EUR/100 kg 91,96
0402 21 11 9900 L07 EUR/100 kg 98,00
0402 21 17 9000 L07 EUR/100 kg 57,00
0402 21 19 9300 L07 EUR/100 kg 88,11
0402 21 19 9500 L07 EUR/100 kg 91,96
0402 21 19 9900 L07 EUR/100 kg 98,00
0402 21 91 9100 L07 EUR/100 kg 98,61
0402 21 91 9200 L07 EUR/100 kg 99,19
0402 21 91 9350 L07 EUR/100 kg 100,21
0402 21 91 9500 L07 EUR/100 kg 107,70
0402 21 99 9100 L07 EUR/100 kg 98,61
0402 21 99 9200 L07 EUR/100 kg 99,19
0402 21 99 9300 L07 EUR/100 kg 100,21
0402 21 99 9400 L07 EUR/100 kg 105,76
0402 21 99 9500 L07 EUR/100 kg 107,70
0402 21 99 9600 L07 EUR/100 kg 115,29
0402 21 99 9700 L07 EUR/100 kg 119,59
0402 21 99 9900 L07 EUR/100 kg 124,57
0402 29 15 9200 L07 EUR/kg 0,5700
0402 29 15 9300 L07 EUR/kg 0,8811
0402 29 15 9500 L07 EUR/kg 0,9196
0402 29 15 9900 L07 EUR/kg 0,9800
0402 29 19 9300 L07 EUR/kg 0,8811
0402 29 19 9500 L07 EUR/kg 0,9196
0402 29 19 9900 L07 EUR/kg 0,9800
0402 29 91 9000 L07 EUR/kg 0,9861
0402 29 99 9100 L07 EUR/kg 0,9861
0402 29 99 9500 L07 EUR/kg 1,0576
0402 91 11 9370 L07 EUR/100 kg 6,804
0402 91 19 9370 L07 EUR/100 kg 6,804
0402 91 31 9300 L07 EUR/100 kg 8,058

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0402 91 39 9300 L07 EUR/100 kg 8,058
0402 91 99 9000 L07 EUR/100 kg 37,96
0402 99 11 9350 L07 EUR/kg 0,1734
0402 99 19 9350 L07 EUR/kg 0,1734
0402 99 31 9150 L07 EUR/kg 0,1816
0402 99 31 9300 L07 EUR/kg 0,2271
0402 99 31 9500 L07 EUR/kg 0,0000
0402 99 39 9150 L07 EUR/kg 0,1816
0403 90 11 9000 L07 EUR/100 kg 56,20
0403 90 13 9200 L07 EUR/100 kg 56,20
0403 90 13 9300 L07 EUR/100 kg 87,33
0403 90 13 9500 L07 EUR/100 kg 91,14
0403 90 13 9900 L07 EUR/100 kg 97,13
0403 90 19 9000 L07 EUR/100 kg 97,72
0403 90 33 9400 L07 EUR/kg 0,8733
0403 90 33 9900 L07 EUR/kg 0,9713
0403 90 51 9100 970 EUR/100 kg 1,911
0403 90 59 9170 970 EUR/100 kg 12,95
0403 90 59 9310 L07 EUR/100 kg 31,46
0403 90 59 9340 L07 EUR/100 kg 46,03
0403 90 59 9370 L07 EUR/100 kg 46,03
0403 90 59 9510 L07 EUR/100 kg 46,03
0404 90 21 9120 L07 EUR/100 kg 48,62
0404 90 21 9160 L07 EUR/100 kg 57,00
0404 90 23 9120 L07 EUR/100 kg 57,00
0404 90 23 9130 L07 EUR/100 kg 88,11
0404 90 23 9140 L07 EUR/100 kg 91,96
0404 90 23 9150 L07 EUR/100 kg 98,00
0404 90 29 9110 L07 EUR/100 kg 98,61
0404 90 29 9115 L07 EUR/100 kg 99,19
0404 90 29 9125 L07 EUR/100 kg 100,21
0404 90 29 9140 L07 EUR/100 kg 107,70
0404 90 81 9100 L07 EUR/kg 0,5700
0404 90 83 9110 L07 EUR/kg 0,5700
0404 90 83 9130 L07 EUR/kg 0,8811
0404 90 83 9150 L07 EUR/kg 0,9196
0404 90 83 9170 L07 EUR/kg 0,9800
0404 90 83 9936 L07 EUR/kg 0,1734
0405 10 11 9500 L05 EUR/100 kg 173,66
0405 10 11 9700 L05 EUR/100 kg 178,00
0405 10 19 9500 L05 EUR/100 kg 173,66
0405 10 19 9700 L05 EUR/100 kg 178,00
0405 10 30 9100 L05 EUR/100 kg 173,66
0405 10 30 9300 L05 EUR/100 kg 178,00
0405 10 30 9700 L05 EUR/100 kg 178,00
0405 10 50 9300 L05 EUR/100 kg 178,00
0405 10 50 9500 L05 EUR/100 kg 173,66
0405 10 50 9700 L05 EUR/100 kg 178,00
0405 10 90 9000 L05 EUR/100 kg 184,52
0405 20 90 9500 L05 EUR/100 kg 162,82
0405 20 90 9700 L05 EUR/100 kg 169,32
0405 90 10 9000 L05 EUR/100 kg 222,55
0405 90 90 9000 L05 EUR/100 kg 178,00
0406 10 20 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 10 20 9230 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 28,44
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 35,55
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0406 10 20 9290 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 26,46
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 33,07

0406 10 20 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 11,61
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 14,51

0406 10 20 9610 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 38,58
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 48,22

0406 10 20 9620 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 39,13
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 48,91

0406 10 20 9630 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 43,68
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 54,59

0406 10 20 9640 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 64,18
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 80,23

0406 10 20 9650 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 53,48
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 66,85

0406 10 20 9660 A00 EUR/100 kg —
0406 10 20 9830 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 19,84
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 24,80

0406 10 20 9850 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 24,05
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 30,07

0406 10 20 9870 A00 EUR/100 kg —
0406 10 20 9900 A00 EUR/100 kg —
0406 20 90 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 20 90 9913 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 44,35
400 EUR/100 kg 16,20
A01 EUR/100 kg 55,44

0406 20 90 9915 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 58,54
400 EUR/100 kg 21,59
A01 EUR/100 kg 73,18

0406 20 90 9917 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 62,21
400 EUR/100 kg 22,95
A01 EUR/100 kg 77,76

0406 20 90 9919 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 69,51
400 EUR/100 kg 25,60
A01 EUR/100 kg 86,90

0406 20 90 9990 A00 EUR/100 kg —
0406 30 31 9710 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 5,85
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 13,68

0406 30 31 9730 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 8,57
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 20,08

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0406 30 31 9910 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 5,85
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 13,68

0406 30 31 9930 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 8,57
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 20,08

0406 30 31 9950 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 12,46
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 29,21

0406 30 39 9500 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 8,57
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 20,08

0406 30 39 9700 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 12,46
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 29,21

0406 30 39 9930 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 12,46
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 29,21

0406 30 39 9950 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 14,09
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 33,02

0406 30 90 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 14,78
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 34,64

0406 40 50 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 67,93
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 84,92

0406 40 90 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 69,76
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 87,19

0406 90 13 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 76,70
400 EUR/100 kg 30,85
A01 EUR/100 kg 109,79

0406 90 15 9100 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 79,26
400 EUR/100 kg 31,80
A01 EUR/100 kg 113,45

0406 90 17 9100 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 79,26
400 EUR/100 kg 31,80
A01 EUR/100 kg 113,45

0406 90 21 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 77,67
400 EUR/100 kg 22,81
A01 EUR/100 kg 110,90

0406 90 23 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 68,21
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 98,05

0406 90 25 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 67,75
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 96,99
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0406 90 27 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 61,37
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 87,84

0406 90 31 9119 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 56,40
400 EUR/100 kg 13,08
A01 EUR/100 kg 80,86

0406 90 33 9119 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 56,40
400 EUR/100 kg 13,08
A01 EUR/100 kg 80,86

0406 90 33 9919 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 51,54
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 74,16

0406 90 33 9951 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 52,06
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 74,21

0406 90 35 9190 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 79,79
400 EUR/100 kg 31,46
A01 EUR/100 kg 114,70

0406 90 35 9990 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 79,79
400 EUR/100 kg 20,57
A01 EUR/100 kg 114,70

0406 90 37 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 76,70
400 EUR/100 kg 30,85
A01 EUR/100 kg 109,79

0406 90 61 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 84,53
400 EUR/100 kg 29,28
A01 EUR/100 kg 122,31

0406 90 63 9100 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 84,09
400 EUR/100 kg 32,75
A01 EUR/100 kg 121,29

0406 90 63 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 80,84
400 EUR/100 kg 25,05
A01 EUR/100 kg 117,16

0406 90 69 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 69 9910 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 80,84
400 EUR/100 kg 25,05
A01 EUR/100 kg 117,16

0406 90 73 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 70,41
400 EUR/100 kg 26,96
A01 EUR/100 kg 100,87

0406 90 75 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 70,88
400 EUR/100 kg 11,38
A01 EUR/100 kg 101,96

0406 90 76 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 63,92
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 91,50

0406 90 76 9400 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 71,59
400 EUR/100 kg 11,84
A01 EUR/100 kg 102,48

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0406 90 76 9500 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 68,11
400 EUR/100 kg 11,84
A01 EUR/100 kg 96,66

0406 90 78 9100 L03 EUR/100 kg —
L08 EUR/100 kg 66,05
092 EUR/100 kg —
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 96,48

0406 90 78 9300 L03 EUR/100 kg —
L08 EUR/100 kg 70,03
092 EUR/100 kg —
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 99,99

0406 90 78 9500 L03 EUR/100 kg —
L08 EUR/100 kg 69,37
092 EUR/100 kg —
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 98,46

0406 90 79 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 56,63
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 81,39

0406 90 81 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 71,59
400 EUR/100 kg 24,37
A01 EUR/100 kg 102,48

0406 90 85 9930 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 77,32
400 EUR/100 kg 30,37
A01 EUR/100 kg 111,24

0406 90 85 9970 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 70,88
400 EUR/100 kg 26,57
A01 EUR/100 kg 101,96

0406 90 85 9999 A00 EUR/100 kg —
0406 90 86 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 86 9200 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 65,04
400 EUR/100 kg 15,95
A01 EUR/100 kg 96,47

0406 90 86 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 65,98
400 EUR/100 kg 17,48
A01 EUR/100 kg 97,48

0406 90 86 9400 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 70,09
400 EUR/100 kg 19,78
A01 EUR/100 kg 102,48

0406 90 86 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 77,32
400 EUR/100 kg 23,16
A01 EUR/100 kg 111,24

0406 90 87 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 87 9200 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 54,21
400 EUR/100 kg 14,26
A01 EUR/100 kg 80,37

0406 90 87 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 60,58
400 EUR/100 kg 16,10
A01 EUR/100 kg 89,53

0406 90 87 9400 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 62,17
400 EUR/100 kg 17,64
A01 EUR/100 kg 90,88
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0406 90 87 9951 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 70,31
400 EUR/100 kg 24,38
A01 EUR/100 kg 100,65

0406 90 87 9971 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 70,31
400 EUR/100 kg 19,78
A01 EUR/100 kg 100,65

0406 90 87 9972 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 29,96
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 43,06

0406 90 87 9973 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 69,04
400 EUR/100 kg 13,88
A01 EUR/100 kg 98,82

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0406 90 87 9974 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 74,93
400 EUR/100 kg 13,88
A01 EUR/100 kg 106,79

0406 90 87 9975 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 76,42
400 EUR/100 kg 18,40
A01 EUR/100 kg 107,98

0406 90 87 9979 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 68,21
400 EUR/100 kg 13,88
A01 EUR/100 kg 98,05

0406 90 88 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 88 9300 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 53,52
400 EUR/100 kg 17,48
A01 EUR/100 kg 78,79

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 1779/2002 der Kommission (ABl. L 269 vom 5.10.2002, S.
6) festgelegt.
Die übrigen Bestimmungsländer/-gebiete sind wie folgt definiert:
L03 Ceuta, Melilla, Island, Norwegen, Schweiz, Liechtenstein, Andorra, Gibraltar, Vatikanstadt, Malta, Türkei, Estland, Lettland, Litauen, Polen,

Tschechische Republik, Slowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Kanada, Zypern, Australien und Neuseeland.
L04 Albanien, Slowenien, Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Serbien und Montenegro und die Ehemalige Jugoslawische Republik Mazedonien.
L05 alle Bestimmungen mit Ausnahme von Polen, Estland, Lettland, Litauen, Ungarn, der Tschechischen Republik, der Slowakei und den Verei-

nigten Staaten von Amerika.
L06 alle Bestimmungen mit Ausnahme von Estland, Lettland, Litauen, Ungarn und den Vereinigten Staaten von Amerika.
L07 alle Bestimmungen mit Ausnahme von Estland, Lettland, Litauen, Ungarn, der Tschechischen Republik, der Slowakei und den Vereinigten

Staaten von Amerika.
L08 Albanien, Slowenien, Bosnien und Herzegowina, Serbien und Montenegro und die Ehemalige Jugoslawische Republik Mazedonien.
Der Code „970“ umfasst die Ausfuhren gemäß Artikel 36 Absatz 1 Buchstaben a) und c) und Artikel 44 Absatz 1 Buchstaben a) und b) der
Verordnung (EG) Nr. 800/1999 der Kommission (ABl. L 102 vom 17.4.1999, S. 11) sowie Ausfuhren aufgrund von Verträgen mit Streitkräften,
die auf dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats stationiert sind, aber nicht dessen Flagge führen.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1524/2003 DER KOMMISSION
vom 28. August 2003

zur vorläufigen Aussetzung der Einreichung von Anträgen auf Lizenzen für die Ausfuhr von
Milcherzeugnissen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 806/2003 der Kommission (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 174/1999 der Kommis-
sion vom 26. Januar 1999 mit besonderen Durchführungsvor-
schriften zur Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates im
Hinblick auf die Ausfuhrlizenzen und die Ausfuhrerstattungen
im Sektor Milch und Milcherzeugnisse (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1392/2003 (4), insbesondere auf
Artikel 10 Absatz 3,

in Erwägung nachstehenden Grundes:

Der Markt für Milcherzeugnisse ist durch eine gewisse Instabi-
lität gekennzeichnet. Es muss deshalb verhindert werden, dass
aus spekulativen Gründen Anträge gestellt werden, die Wettbe-
werbsverzerrungen zwischen den Ausführern zur Folge haben
könnten. Es sollten deshalb alle Anträge abgelehnt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erteilung von Lizenzen für die Ausfuhr von Milcherzeug-
nissen der KN-Codes 0401, 0402 10, 0402 21, 0402 29, 0403,
0404, 0405 und 0406, die vom 22. bis 28. August 2003
einschließlich eingereicht wurden, wird abgelehnt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. August 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. August 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1525/2003 DER KOMMISSION
vom 28. August 2003

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Olivenöl

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates vom
22. September 1966 über die Errichtung einer gemeinsamen
Marktorganisation für Fette (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1513/2001 (2), insbesondere auf Artikel 3
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Liegen die Preise in der Gemeinschaft über den Welt-
marktpreisen, so kann der Unterschied zwischen diesen
Preisen nach Artikel 3 der Verordnung Nr. 136/66/EWG
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr von Olivenöl nach
dritten Ländern gedeckt werden.

(2) Die Festsetzung und die Gewährung der Erstattung bei
der Ausfuhr von Olivenöl sind in der Verordnung (EWG)
Nr. 616/72 der Kommission (3), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2962/77 (4), geregelt worden.

(3) Nach Artikel 3 dritter Unterabsatz der Verordnung Nr.
136/66/EWG muss die Erstattung für die gesamte
Gemeinschaft gleich sein.

(4) Nach Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung Nr. 136/66/
EWG ist die Erstattung für Olivenöl unter Berücksichti-
gung der Lage und voraussichtlichen Entwicklung der
Olivenölpreise und der davon verfügbaren Mengen auf
dem Gemeinschaftsmarkt sowie der Weltmarktpreise für
Olivenöl festzusetzen. Lässt es jedoch die auf dem Welt-
markt bestehende Lage nicht zu, die günstigsten Notie-
rungen für Olivenöl zu bestimmen, so können der auf
diesem Markt für die wichtigsten konkurrierenden
pflanzlichen Öle erzielte Preis und der in einem reprä-
sentativen Zeitraum zwischen diesem Preis und dem für
Olivenöl festgestellte Unterschied berücksichtigt werden.
Die Erstattung darf nicht höher sein als der Betrag, der
dem Unterschied zwischen den in der Gemeinschaft und
auf dem Weltmarkt erzielten Preisen, gegebenenfalls um
die Kosten für das Verbringen des Erzeugnisses auf den
Weltmarkt berichtigt, entspricht.

(5) Nach Artikel 3 Absatz 3 dritter Unterabsatz Buchstabe
b) der Verordnung Nr. 136/66/EWG kann beschlossen
werden, dass die Erstattung durch Ausschreibung festge-
setzt wird. Die Ausschreibung erstreckt sich auf den
Betrag der Erstattung und kann auf bestimmte Bestim-
mungsländer, Mengen, Qualitäten und Aufmachungen
beschränkt werden.

(6) Nach Artikel 3 Absatz 3 zweiter Unterabsatz der Verord-
nung Nr. 136/66/EWG kann die Erstattung für Olivenöl
je nach Bestimmung oder Bestimmungsgebiet in unter-
schiedlicher Höhe festgesetzt werden, wenn die Welt-
marktlage oder die besonderen Erfordernisse bestimmter
Märkte dies notwendig machen.

(7) Die Erstattung muss mindestens einmal im Monat festge-
setzt werden; soweit erforderlich, kann die Erstattung
zwischenzeitlich geändert werden.

(8) Bei Anwendung dieser Modalitäten auf die gegenwärtige
Marktlage bei Olivenöl, insbesondere auf den Olivenöl-
preis in der Gemeinschaft sowie auf den Märkten der
Drittländer, sind die Erstattungen in der im Anhang
aufgeführten Höhe festzusetzen.

(9) Der Verwaltungsausschuss für Fette hat nicht innerhalb
der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist Stel-
lung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 2
Buchstabe c) der Verordnung Nr. 136/66/EWG genannten
Erzeugnisse werden im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. August 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 28. August 2003 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Olivenöl

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag

1509 10 90 9100 A00 EUR/100 kg 0,00

1509 10 90 9900 A00 EUR/100 kg 0,00

1509 90 00 9100 A00 EUR/100 kg 0,00

1509 90 00 9900 A00 EUR/100 kg 0,00

1510 00 90 9100 A00 EUR/100 kg 0,00

1510 00 90 9900 A00 EUR/100 kg 0,00

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87
der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 1779/2002 der Kommission
(ABl. L 269 vom 5.10.2002, S. 6) festgelegt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1526/2003 DER KOMMISSION
vom 28. August 2003

zur Änderung der Erstattungssätze bei der Ausfuhr von bestimmten Milcherzeugnissen in Form
von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung Nr. 509/2002 (2), insbesondere auf Artikel 31
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Erstattungsbeträge, die ab 1. August 2003 bei der
Ausfuhr von den im Anhang genannten Erzeugnissen in
Form von Waren, die nicht unter Anhang I des Vertrages
fallen, anzuwenden sind, wurden durch die Verordnung
(EG) Nr. 1363/2003 der Kommission (3) festgesetzt.

(2) Die Anwendung der in der Verordnung (EG) Nr. 1363/
2003 enthaltenen Vorschriften und Kriterien auf die
Angaben, über die die Kommission gegenwärtig verfügt,
führt dazu, dass die gegenwärtig geltenden Ausfuhrer-
stattungen entsprechend dem Anhang zu dieser Verord-
nung zu ändern sind.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in der Verordnung (EG) Nr. 1363/2003 festgesetzten
Erstattungssätze werden wie im Anhang zu dieser Verordnung
angegeben geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. August 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. August 2003

Für die Kommission
Erkki LIIKANEN

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 28. August 2003 zur Änderung der Erstattungssätze bei der Ausfuhr
von bestimmten Milcherzeugnissen in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

(EUR/100 kg)

KN-Code Warenbezeichnung Erstat-
tungssätze (1)

ex 0402 10 19 Milch, in Pulverform, granuliert oder in anderer fester Form, ohne Zusatz von
Zucker oder anderen Süßmitteln, mit einem Fettgehalt von weniger als 1,5 GHT
(PG 2):

a) bei Ausfuhr von Waren des KN-Codes 3501 —

b) bei Ausfuhr anderer Waren 57,00

ex 0402 21 19 Milch, in Pulverform oder in anderer fester Form, ohne Zusatz von Zucker oder
anderen Süßmitteln, mit einem Fettgehalt von 26 GHT (PG 3):

a) bei der Ausfuhr von Waren, die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97
hergestellte verbilligte Butter oder Sahne in Form von PG 3 gleichgestellten
Erzeugnissen enthalten 71,67

b) bei der Ausfuhr anderer Waren 98,00

ex 0405 10 Butter, mit einem Fettgehalt von 82 Gewichtshundertteilen (PG 6):

a) bei der Ausfuhr von Waren, die Billigbutter oder Rahm enthalten und die unter
den in der Verordnung (EG) Nr. 2571/97 vorgesehenen Bedingungen herge-
stellt sind 93,00

b) bei der Ausfuhr von Waren des KN-Codes 2106 90 98 mit einem Milchfettge-
halt von 40 GHT oder mehr 185,25

c) bei der Ausfuhr anderer Waren 178,00

(1) Mit Wirkung vom 1. Juli 2003 sind diese Sätze nicht anwendbar auf nicht unter Anhang I des Vertrags fallende Erzeugnisse, die nach
Estland, Lettland, Litauen, in die Slowakische Republik, nach Slowenien oder in die Tschechische Republik ausgeführt werden, sowie
auf die in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 999/2003 genannten Erzeugnisse bei der Ausfuhr nach Ungarn.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1527/2003 DER KOMMISSION
vom 28. August 2003

zur Festsetzung der geltenden Erstattungssätze bei der Ausfuhr bestimmter Getreide- und Reis-
erzeugnisse in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
411/2002 der Kommission (4), insbesondere auf Artikel 13
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 und Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 3072/95 kann der Unterschied zwischen den Notie-
rungen oder Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 dieser beiden Verordnungen genannten Erzeug-
nisse und den Preisen in der Gemeinschaft durch eine
Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden.

(2) In der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 der Kommission
vom 13. Juli 2000 zur Festlegung der gemeinsamen
Verfahren bei der Regelung zur Gewährung von Aus-
fuhrerstattungen und der Kriterien zur Festsetzung des
Erstattungsbetrags für bestimmte landwirtschaftliche
Erzeugnisse, die in Form von nicht unter Anhang I des
Vertrags fallenden Waren ausgeführt werden (5), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 740/2003 (6),
sind diejenigen Erzeugnisse bezeichnet, für die bei ihrer
Ausfuhr in Form von im Anhang B der Verordnung
(EWG) Nr. 1766/92 oder im Anhang B der Verordnung
(EG) Nr. 3072/95 aufgeführten Waren ein Erstattungs-
satz festgesetzt werden muss.

(3) Gemäß Artikel 4 Absatz 1 erster Unterabsatz der
Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 muss der Erstattungs-
satz für jeden Monat für je 100 kg dieser Grunderzeug-
nisse festgesetzt werden.

(4) Die Verpflichtungen hinsichtlich der Erstattungen für die
Ausfuhr von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die in
Waren außerhalb des Geltungsbereichs von Anhang I
des Vertrags enthalten sind, könnten in Frage gestellt
werden, wenn hohe Erstattungssätze im Voraus festge-
legt werden. Infolgedessen sind Vorkehrungen gegen
solche Situationen zu ergreifen, ohne dass dadurch der
Abschluss langfristiger Verträge verhindert wird. Die
Festlegung eines Erstattungssatzes im Hinblick auf die
vorzeitige Festsetzung von Erstattungen trägt zur Verwir-
klichung dieser Ziele bei.

(5) Im Anschluss an die zwischen der Europäischen Gemein-
schaft und den Vereinigten Staaten von Amerika getrof-
fene Übereinkunft über die Ausfuhren von Teigwaren
aus der Gemeinschaft in die USA, die mit dem Beschluss
87/482/EWG des Rates (7) genehmigt wurde, muss die
Erstattung für Waren der KN-Codes 1902 11 00 und
1902 19 00 je nach Bestimmungsgebiet unterschiedlich
festgelegt werden.

(6) Nach Artikel 4 Absätze 3 und 5 der Verordnung (EG)
Nr. 1520/2000 gilt für das verarbeitete Grunderzeugnis
zum vermuteten Zeitpunkt der Herstellung der Waren
ein verminderter Erstattungssatz, weil die nach der
Verordnung (EWG) Nr. 1722/93 der Kommission (8),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1786/
2001 (9), gewährte Produktionserstattung zu berücksich-
tigen ist.

(7) Alkoholische Getränke werden als Erzeugnisse
betrachtet, die weniger empfindlich auf den Preis des zu
ihrer Herstellung verwendeten Getreides reagieren. Das
Protokoll Nr. 19 zum Vertrag über den Beitritt Däne-
marks, Irlands und des Vereinigten Königreichs sieht
allerdings vor, dass die notwendigen Maßnahmen festzu-
legen sind, um die Verwendung von Getreide aus der
Gemeinschaft zur Herstellung alkoholischer Getränke auf
Getreidebasis zu erleichtern. Infolgedessen sind die
Erstattungssätze für in Form von alkoholischen
Getränken aufgeführtes Getreide anzupassen.

(8) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1039/2003 des Rates
vom 2. Juni 2003 zur Annahme autonomer Übergan-
gsmaßnahmen betreffend die Einfuhr bestimmter land-
wirtschaftlicher Verarbeitungserzeugnisse mit Ursprung
in Estland und die Ausfuhr bestimmter landwirtschaftli-
cher Erzeugnisse nach Estland (10), der Verordnung (EG)
Nr. 1086/2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur
Annahme autonomer Übergangsmaßnahmen betreffend
die Einfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Verarbei-
tungserzeugnisse mit Ursprung in Slowenien und die
Ausfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Verarbeitungs-
erzeugnisse nach Slowenien (11), der Verordnung (EG)
Nr. 1087/2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur
Annahme autonomer Übergangsmaßnahmen betreffend
die Einfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Verarbei-
tungserzeugnisse mit Ursprung in Lettland und die
Ausfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Verarbeitungs-
erzeugnisse nach Lettland (12), der Verordnung (EG) Nr.
1088/2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur Annahme
autonomer Übergangsmaßnahmen betreffend die Einfuhr
bestimmter landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeug-
nisse mit Ursprung in Litauen und die Ausfuhr
bestimmter landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeug-
nisse nach Litauen (13), der Verordnung (EG) Nr. 1089/
2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur Annahme auto-
nomer Übergangsmaßnahmen betreffend die Einfuhr
bestimmter landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeug-
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nisse mit Ursprung in der Slowakischen Republik und
die Ausfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Verarbei-
tungserzeugnisse in die Slowakische Republik (1) und der
Verordnung (EG) Nr. 1090/2003 des Rates vom 18. Juni
2003 zur Annahme autonomer Übergangsmaßnahmen
betreffend die Einfuhr bestimmter landwirtschaftlicher
Verarbeitungserzeugnisse mit Ursprung in der Tschechi-
schen Republik und die Ausfuhr bestimmter landwirt-
schaftlicher Verarbeitungserzeugnisse in die Tschechische
Republik (2) werden mit Wirkung vom 1. Juli 2003 für
nicht in Anhang I des Vertrags aufgeführte landwirt-
schaftliche Verarbeitungserzeugnisse bei der Ausfuhr
nach Estland, Slowenien, Lettland, Litauen, in die Slowa-
kische Republik oder in die Tschechische Republik keine
Ausfuhrerstattungen gewährt.

(9) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 999/2003 des Rates
vom 2. Juni 2003 zur Annahme autonomer Übergan-
gsmaßnahmen betreffend die Einfuhr bestimmter land-
wirtschaftlicher Verarbeitungserzeugnisse mit Ursprung
in Ungarn und die Ausfuhr bestimmter landwirtschaftli-
cher Erzeugnisse nach Ungarn (3) werden mit Wirkung
vom 1. Juli 2003 für die in Artikel 1 Absatz 2 der
Verordnung genannten Erzeugnisse bei der Ausfuhr nach
Ungarn keine Ausfuhrerstattungen gewährt.

(10) Da jedoch unbedingt sichergestellt sein muss, dass die
peinlich genaue Verwaltung keine Unterbrechung
erfährt, muss sowohl den Ausgabenvorausschätzungen
als auch den verfügbaren Haushaltsmitteln Rechnung
getragen werden.

(11) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die geltenden Erstattungssätze für die Grunderzeugnisse im
Sinne des Anhangs A der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 und
des Artikels 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 oder des
Artikels 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95, die in
Form von im Anhang B der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
oder im Anhang B der geänderten Verordnung (EG) Nr. 3072/
95 genannten Waren ausgeführt werden, werden entsprechend
dem Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. August 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. August 2003

Für die Kommission
Erkki LIIKANEN

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 28. August 2003 zur Festsetzung der Erstattungssätze bei der Ausfuhr
bestimmter Getreide- und Reiserzeugnisse in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

(EUR/100 kg)

KN-Code Bezeichnung der Erzeugnisse (1)

Erstattungssätze pro 100 kg des
Grunderzeugnisses (2)

bei Festlegung der
Erstattungen im

Voraus

in den anderen
Fällen

1001 10 00 Hartweizen:

– bei der Ausfuhr von Waren der KN-Codes 1902 11 und 1902 19 nach den Verei-
nigten Staaten von Amerika

— —

– in allen anderen Fällen — —

1001 90 99 Weichweizen und Mengkorn:

– bei der Ausfuhr von Waren der KN-Codes 1902 11 und 1902 19 nach den Verei-
nigten Staaten von Amerika

— —

– in allen anderen Fällen:

– – bei Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 (3) — —

– – bei Ausfuhr von Waren des Kapitels 2208 (4) — —

– – in allen anderen Fällen — —

1002 00 00 Roggen 4,022 4,022

1003 00 90 Gerste

– bei Ausfuhr von Waren des Kapitels 2208 (4) — —

– in allen anderen Fällen — —

1004 00 00 Hafer — —

1005 90 00 Mais, verwendet in Form von:

– Stärke:

– – bei Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 (3) 2,070 2,070

– – bei Ausfuhr von Waren des Kapitels 2208 (4) 1,580 1,580

– – in allen anderen Fällen 3,428 3,428

– Glucose, Glucosesirup, Maltodextrin, Maltodextrinsirup der KN-Codes 1702 30 51,
1702 30 59, 1702 30 91, 1702 30 99, 1702 40 90, 1702 90 50, 1702 90 75,
1702 90 79, 2106 90 55 (5):

– – bei Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 (3) 1,213 1,213

– – bei Ausfuhr von Waren des Kapitels 2208 (4) 1,185 1,185

– – in allen anderen Fällen 2,571 2,571

– bei Ausfuhr von Waren des Kapitels 2208 (4) 1,580 1,580

– anderer (einschließlich in unverarbeitetem Zustand verwendet) 3,428 3,428

Kartoffelstärke des KN-Codes 1108 13 00, gleichgestellt mit einem aus der Verarbei-
tung von Mais hergestellten Produkt:

– bei Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 (3) 2,070 2,070

– – bei Ausfuhr von Waren des Kapitels 2208 (4) 1,580 1,580

– in allen anderen Fällen 3,428 3,428
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(EUR/100 kg)

KN-Code Bezeichnung der Erzeugnisse (1)

Erstattungssätze pro 100 kg des
Grunderzeugnisses (2)

bei Festlegung der
Erstattungen im

Voraus

in den anderen
Fällen

ex 1006 30 Vollständig geschliffener Reis:

– rundkörniger Reis 9,000 9,000

– mittelkörniger Reis 9,000 9,000

– langkörniger Reis 9,000 9,000

1006 40 00 Bruchreis 2,400 2,400

1007 00 90 Körner-Sorghum, anderes als Hybriden zur Aussaat — —

(1) Hinsichtlich der landwirtschaftlichen Erzeugnisse müssen die im Anhang E der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 der Kommission angegebenen Koeffizienten angewandt
werden (ABl. L 177 vom 15.7.2000, S. 1).

(2) Mit Wirkung vom 1. Juli 2003 sind diese Sätze nicht anwendbar auf nicht unter Anhang I des Vertrags fallende Erzeugnisse, die nach Estland, Lettland, Litauen, in die
Slowakische Republik, nach Slowenien oder in die Tschechische Republik ausgeführt werden, sowie auf die in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 999/2003
genannten Erzeugnisse bei der Ausfuhr nach Ungarn.

(3) Die betreffende Ware fällt unter den KN-Code 3505 10 50.
(4) Waren, aufgenommen in Anhang B der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 oder gemäß Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 2825/93.
(5) Für Sirupe der KN-Codes 1702 30 99, 1702 40 90 und 1702 60 90, hergestellt als Mischung von Glucose- und Fructosesirup, gibt nur der Glucosesirup Recht auf

Ausfuhrerstattung.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1528/2003 DER KOMMISSION
vom 28. August 2003

zur Ablehnung von Anträgen auf Erteilung von Lizenzen für die Ausfuhr von bestimmten
Verarbeitungserzeugnissen aus Getreide

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1104/2003 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1342/2003 der Kommis-
sion vom 28. Juli 2003 mit besonderen Durchführungsbestim-
mungen über Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für Getreide und
Reis (3), insbesondere auf Artikel 8 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Anzahl der Anträge auf im voraus festgesetzte Erstattungen
für Kartoffelstärke und Maiserzeugnisse ist bedeutend und von
spekulativem Charakter. Es sollten deshalb alle Anträge
abgelehnt werden, die am 26., 27. und 28. August 2003 einge-
reicht wurden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gemäß Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1342/
2003 wird die am 26., 27. und 28. August 2003 beantragte
Erteilung von Lizenzen für die Ausfuhr von Erzeugnissen des
KN-Codes 1108 13 00 abgelehnt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. August 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. August 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 20. August 2003

zur Ermächtigung der Mitgliedstaaten, gemäß der Richtlinie 96/49/EG bestimmte Ausnahmen in
Bezug auf die Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter zu genehmigen

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 3026)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2003/627/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 96/49/EG vom 23. Juli 1996 zur
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für die
Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter (1), geändert durch die
Richtlinie 2000/62/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates (2), insbesondere auf Artikel 6 Absätze 9 und 11,

gestützt auf die von den betreffenden Mitgliedstaaten erhaltenen
Mitteilungen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Richtlinie 96/49/EG können die Mitglied-
staaten für Beförderungen geringer Mengen bestimmter
gefährlicher Güter in ihrem Gebiet Vorschriften erlassen,
die weniger streng sind als die der Anhänge der Rich-
tlinie; dies gilt jedoch nicht für Stoffe mittlerer oder
hoher Radioaktivität. Eine Reihe von Mitgliedstaaten hat
der Kommission mitgeteilt, dass sie solche Vorschriften
erlassen wollen. Die Kommission hat diese Vorschriften
geprüft und ist zu dem Schluss gekommen, dass die
einschlägigen Bedingungen erfüllt sind. Daher sollte die
Einführung dieser Vorschriften genehmigt werden.

(2) Gemäß der Richtlinie 96/49/EG können die Mitglied-
staaten in ihrem Gebiet auf genau bestimmten Strecken
regelmäßige Beförderungen von zu einem bestimmten

industriellen Prozess gehörenden gefährlichen Gütern,
die entweder nach dem Anhang verboten sind oder die
unter anderen Bedingungen als denen des Anhangs
durchgeführt werden, gestatten, sofern es sich um örtlich
begrenzte und unter genau festgelegten Bedingungen
streng kontrollierte Beförderungen handelt. Eine Reihe
von Mitgliedstaaten hat der Kommission mitgeteilt, dass
sie solche regelmäßigen Beförderungen durchführen
wollen. Die Kommission ist zu dem Schluss gekommen,
dass die Vorschriften für diese Genehmigungen erfüllt
sind. Daher sollten die Mitgliedstaaten ermächtigt
werden, diese Vorschriften zu erlassen.

(3) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des durch Artikel 9 der
Richtlinie 94/55/EG eingesetzten Ausschusses für den
Gefahrguttransport —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Anhang I aufgeführten Mitgliedstaaten werden ermäch-
tigt, für die Eisenbahnbeförderung geringer Mengen bestimmter
gefährlicher Güter in ihrem Gebiet die in diesem Anhang
genannten Vorschriften zu erlassen.

Diese Vorschriften sind unterschiedslos anzuwenden.
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Artikel 2

Die im Anhang II aufgeführten Mitgliedstaaten werden ermäch-
tigt, für regelmäßige Beförderungen auf genau bestimmten
Strecken in ihrem Gebiet von zu einem bestimmten indu-
striellen Prozess gehörenden gefährlichen Gütern, sofern es sich
um örtlich begrenzte und unter genau festgelegten Bedin-
gungen streng kontrollierte Beförderungen handelt, die in
diesem Anhang genannten Vorschriften zu erlassen.

Diese Vorschriften sind unterschiedslos anzuwenden.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 20. August 2003

Für die Kommission
Loyola DE PALACIO

Vizepräsident
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ANHANG I

AUSNAHMEN FÜR MITGLIEDSTAATEN FÜR KLEINE MENGEN BESTIMMTER GEFÄHRLICHER GÜTER

FRANKREICH

RA-SQ 6.1

Betrifft: Beförderung von aufgegebenem Gepäck in Reisezügen

Bezugnahme auf den Anhang der Richtlinie: 7.7

Inhalt des Anhangs der Richtlinie: RID-Stoffe und -Gegenstände, die von der Gepäckbeförderung ausgeschlossen sind

Bezugnahme auf die nationalen Rechtsvorschriften: Arrêté du 1er juin 2001 relatif au transport de marchandises dangereuses
par chemin de fer (dit „arrêté RID“), article 18

Inhalt der nationalen Rechtsvorschriften: RID-Stoffe und -Gegenstände, die als Expressgut befördert werden dürfen, können
als Gepäck in Reisezügen befördert werden.

RA-SQ 6.2

Betrifft: Pakete mit gefährlichen Stoffen, die von Fahrgästen in Zügen mitgeführt werden

Bezugnahme auf den Anhang der Richtlinie: 7.7

Inhalt des Anhangs der Richtlinie: RID-Stoffe und -Gegenstände, die von der Beförderung als Handgepäck ausgeschlossen
sind

Bezugnahme auf die nationalen Rechtsvorschriften: Arrêté du 1er juin 2001 relatif au transport de marchandises dangereuses
par chemin de fer (dit „arrêté RID“), article 19

Inhalt der nationalen Rechtsvorschriften: Die Beförderung von als Handgepäck mitgeführten Paketen mit gefährlichen
Stoffen, die zur persönlichen oder beruflichen Verwendung der Fahrgäste bestimmt sind, ist vorbehaltlich bestimmter
Bedingungen zulässig: Es gelten lediglich die Bestimmungen für die Verpackung, Kennzeichnung und Etikettierung von
Paketen gemäß 4.1, 5.2 und 3.4.

Anmerkungen: Tragbare Gasbehälter sind für Patienten mit Atembeschwerden in der für eine Fahrt erforderlichen Menge
zulässig.

RA-SQ 6.3

Betrifft: Beförderung für die Erfordernisse des Frachtführers

Bezugnahme auf den Anhang der Richtlinie: 5.4.1

Inhalt des Anhangs der Richtlinie: Frachtbrief für die Beförderung gefährlicher Güter und damit zusammenhängende Infor-
mationen

Bezugnahme auf die nationalen Rechtsvorschriften: Arrêté du 1er juin 2001 relatif au transport de marchandises dangereuses
par chemin de fer (dit „arrêté RID“), article 20.2

Inhalt der nationalen Rechtsvorschriften: Bei Beförderung für die Erfordernisse des Frachtführers unterliegen bis zu den in
1.1.3.6 genannte Höchstmengen nicht der Deklarationspflicht.

RA-SQ 6.4

Betrifft: Befreiung bestimmter Postwagons von der Kennzeichnungspflicht

Bezugnahme auf den Anhang der Richtlinie: 5.3.1

Inhalt des Anhangs der Richtlinie: Verpflichtung, auf der äußeren Oberfläche der Wagons Gefahrzettel anzubringen

Bezugnahme auf die nationalen Rechtsvorschriften: Arrêté du 1er juin 2001 relatif au transport de marchandises dangereuses
par chemin de fer (dit „arrêté RID“), article 21.1

Inhalt der nationalen Rechtsvorschriften: Nur Postwagen, die mehr als 3 Tonnen Stoffe der gleichen Klasse befördern (außer
1, 6.2 oder 7), sind zu kennzeichnen.
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RA-SQ 6.5

Betrifft: Befreiung von Wagons zur Beförderung von Kleincontainern von der Kennzeichnungspflicht

Bezugnahme auf den Anhang der Richtlinie: 5.3.1

Inhalt des Anhangs der Richtlinie: Verpflichtung, auf der äußeren Oberfläche der Wagons Gefahrzettel anzubringen

Bezugnahme auf die nationalen Rechtsvorschriften: Arrêté du 1er juin 2001 relatif au transport de marchandises dangereuses
par chemin de fer (dit „arrêté RID“), article 21.2

Inhalt der nationalen Rechtsvorschriften: Sind die an den Kleincontainern befestigten Etiketten deutlich lesbar, brauchen die
Wagons nicht gekennzeichnet zu werden.

RA-SQ 6.6

Betrifft: Befreiung von Wagons zur Beförderung von mit Versandstücken beladenen Straßenfahrzeugen von der Kenn-
zeichnungspflicht

Bezugnahme auf den Anhang der Richtlinie: 5.3.1

Inhalt des Anhangs der Richtlinie: Verpflichtung, auf der äußeren Oberfläche der Wagons Gefahrzettel anzubringen

Bezugnahme auf die nationalen Rechtsvorschriften: Arrêté du 1er juin 2001 relatif au transport de marchandises dangereuses
par chemin de fer (dit „arrêté RID“), article 21.3

Inhalt der nationalen Rechtsvorschriften: Sind die an den Straßenfahrzeugen befestigten Gefahrzettel deutlich lesbar, brau-
chen die Wagons nicht gekennzeichnet zu werden.

SCHWEDEN

RA-SQ 14.1

Betrifft: Ein Güterwagen, der gefährliche Güter als Expressgut befördert, braucht nicht mit Gefahrzetteln gekennzeichnet
zu werden.

Bezugnahme auf den Anhang der Richtlinie: 5.3.1

Inhalt des Anhangs der Richtlinie: Güterwagen, die gefährliche Güter befördern, müssen mit Gefahrzetteln gekennzeichnet
werden.

Bezugnahme auf die nationalen Rechtsvorschriften: Särskilda bestämmelser om vissa inrikes transporter av farligt gods på väg
och i terräng

Inhalt der nationalen Rechtsvorschriften: Ein Güterwagen, der gefährliche Güter als Expressgut befördert, braucht nicht mit
Gefahrzetteln gekennzeichnet zu werden.

Anmerkungen: Der die RID sieht für Güter, die als Expressgut bezeichnet werden können, mengenmäßige Begrenzungen
vor. Daher handelt es sich um eine Frage, die nur kleine Mengen betrifft.

VEREINIGTES KÖNIGREICH

RA-SQ 15.1

Betrifft: Beförderung bestimmter, leicht radioaktiver Gegenstände wie Uhren, Rauchdetektoren, Taschenkompasse

Bezugnahme auf den Anhang der Richtlinie: die meisten RID-Vorschriften

Inhalt des Anhangs der Richtlinie: Vorschriften für die Beförderung von Stoffen der Klasse 7

Bezugnahme auf die nationalen Rechtsvorschriften: Packaging, Labelling and Carriage of Radioactive Material by Rail Regula-
tions 1996, reg 2(6) as amended by Schedule 5 of the Carriage of Dangerous Goods (Amendment) Regulations 1999

Inhalt der nationalen Rechtsvorschriften: vollständige Befreiung von den Bestimmungen der nationalen Vorschriften für
bestimmte Industrieprodukte, die begrenzte Mengen an radioaktiven Stoffen enthalten

Anmerkungen: Bei dieser Ausnahme handelt es sich um eine kurzfristige Maßnahme, die nach der Einbeziehung der
IAEO-Vorschriften in die RID nicht mehr erforderlich sein wird.
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RA-SQ 15.2

Betrifft: Beförderung von normalerweise leeren ortsfesten Tanks, die nicht zur Beförderung bestimmt sind (N2)

Bezugnahme auf den Anhang der Richtlinie: Teile 5 und 7 (96/49/EG)

Inhalt des Anhangs der Richtlinie: Vorschriften über die Verfahren für Versand, Beförderung, Betrieb und Fahrzeuge

Bezugnahme auf die nationalen Rechtsvorschriften: in künftigen Verordnungen festzulegen

Inhalt der nationalen Rechtsvorschriften: siehe oben

Anmerkungen: Die Beförderung dieser ortsfesten Tanks ist keine Beförderung gefährlicher Güter im herkömmlichen
Sinne, so dass die RID-Vorschriften in der Praxis keine Anwendung finden. Da die Tanks „normalerweise leer“ sind,
enthalten sie naturgemäß nur noch äußerst geringe Mengen an gefährlichen Gütern.

RA-SQ 15.3

Betrifft: Lockerung der Beschränkungen hinsichtlich der Zusammenladung von Sprengstoffen sowie von Sprengstoffen
mit anderen gefährlichen Gütern in Wagons, Wagen und Containern (N4/5/6)

Bezugnahme auf den Anhang der Richtlinie: 7.5.2.1 und 7.5.2.2

Inhalt des Anhangs der Richtlinie: Beschränkungen bei bestimmten Arten der Zusammenladung

Bezugnahme auf die nationalen Rechtsvorschriften: Carriage of Dangerous Goods by Road Regulation 1996, reg. 18; Carriage
of Dangerous Goods by Rail Regulation, regs. 17 and 24; Carriage of Explosives by Road Regulations. reg. 14

Inhalt der nationalen Rechtsvorschriften: Die nationalen Rechtsvorschriften sind weniger streng hinsichtlich der Zusammen-
ladung von Sprengstoffen, vorausgesetzt, die Beförderung kann ohne Gefährdung durchgeführt werden.

Anmerkungen: Das Vereinigte Königreich möchte einige Varianten zu den Regeln über die Zusammenladung von Spreng-
stoffen mit anderen gefährlichen Gütern einführen. Die Varianten sollen jeweils eine mengenmäßige Begrenzung eines
oder mehrerer Bestandteile der Ladung enthalten und nur zulässig sein, wenn alle vernünftigerweise praktikablen
Maßnahmen getroffen wurden, um zu verhindern, dass die Sprengstoffe mit anderen gefährlichen Stoffen in Berührung
kommen oder die Gefahr besteht, dass sie mit diesen in Berührung kommen.

Beispiele für Varianten, die das Vereinigte Königreich zulassen möchte:

1. 1. Sprengstoffe, die den UN-Nummern 0029, 0030, 0042, 0065, 0081, 0082, 0104, 0241, 0255, 0267, 0283,
0289, 0290, 0331, 0332, 0360 oder 0361 zugeordnet werden, können im gleichen Wagen befördert werden wie
gefährliche Güter, die der UN-Nummer 1942 zugeordnet werden. Die Menge der Stoffe der UN-Nummer 1942, die
befördert werden darf, ist zu begrenzen, indem diese einem Sprengstoff 1.1D gleichgestellt werden.

2. 2. Sprengstoffe, die den UN-Nummern 0191, 0197, 0312, 0336, 0403, 0431 oder 0453 zugeordnet werden, können
im gleichen Wagen befördert werden wie gefährliche Stoffe (ausgenommen entzündbare Gase, infektiöse und giftige
Stoffe) in der Beförderungsklasse 2 oder gefährliche Güter in der Beförderungsklasse 3 oder einer Kombination von
diesen, vorausgesetzt, die Gesamtmasse oder das Gesamtvolumen der gefährlichen Güter der Beförderungsklasse 2
beträgt nicht mehr als 500 kg bzw. l und die Nettogesamtmasse dieser Sprengstoffe beträgt nicht mehr als 500 kg.

3. 3. 1.4G-Sprengstoffe können mit entzündbaren Flüssigkeiten oder entzündbaren Gasen in der Beförderungsklasse 2
oder nicht entzündbaren, nicht giftigen Gasen in der Beförderungsklasse 3 oder in einer beliebigen Kombination von
diesen im gleichen Wagen befördert werden, vorausgesetzt die Gesamtmasse oder das Gesamtvolumen der gefährli-
chen Güter zusammengenommen beträgt nicht mehr als 200 kg bzw. l und die Nettogesamtmasse der Sprengstoffe
beträgt nicht mehr als 20 kg.

4. 4. Explosive Gegenstände, die den UN-Nummern 0106, 0107 oder 0257 zugeordnet werden, können mit explosiven
Gegenständen der Verträglichkeitsgruppen D, E oder F, für die sie Bestandteile sind, zusammen geladen werden. Die
Gesamtmenge der Sprengstoffe der UN-Nummern 0106, 0107 oder 0257 darf nicht mehr als 20 kg betragen.
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RA-SQ 15.4

Betrifft: Zulassung unterschiedlicher „Höchstmengen je Beförderungseinheit“ für Güter der Klasse 1 in den Kategorien 1
und 2 der Tabelle unter 1.1.3.1

Bezugnahme auf den Anhang der Richtlinie: 1.1.3.1

Inhalt des Anhangs der Richtlinie: Ausnahmen in Bezug auf die Beförderungsart

Bezugnahme auf die nationalen Rechtsvorschriften: in künftigen Vorschriften festzulegen

Inhalt der nationalen Rechtsvorschriften: Festlegung von Vorschriften über Ausnahmeregelungen für begrenzte Mengen und
die Zusammenladung von Explosivstoffen

Anmerkungen: Es sollen unterschiedliche Mengenbegrenzungen sowie unterschiedliche Multiplikationsfaktoren für Zusam-
menladungen von Gütern der Klasse 1, nämlich „50“ für die Kategorie 1 und „500“ für die Kategorie 2, zugelassen
werden. Für Berechnungszwecke bei Zusammenladungen betragen die Multiplikationsfaktoren „20“ für Beförderungen
der Kategorie 2 und „2“ für Beförderungen der Kategorie 3.
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ANHANG II

AUSNAHMEN FÜR MITGLIEDSTAATEN IN BEZUG AUF DIE AUF IHR GEBIET BEGRENZTE
BEFÖRDERUNG

SCHWEDEN

RA-LT 14.1

Betrifft: Beförderung gefährlicher Abfälle zu Entsorgungsanlagen für gefährliche Abfälle

Bezugnahme auf den Anhang der Richtlinie: Teil 2, Kapitel 5.2 und 6.1

Inhalt des Anhangs der Richtlinie: Einstufung, Kennzeichnung und Etikettierung sowie Bau- und Prüfvorschriften für
Verpackungen

Bezugnahme auf die nationalen Rechtsvorschriften: Särskilda bestämmelser om vissa inrikes transporter av farligt gods på väg
och i terräng

Inhalt der nationalen Rechtsvorschriften: Die Rechtsvorschriften umfassen vereinfachte Einstufungskriterien, weniger strenge
Bau- und Prüfvorschriften für Verpackungen und geänderte Etikettierungs- und Kennzeichnungsvorschriften. Anstatt
gefährliche Abfälle entsprechend der RID einzustufen, werden sie verschiedenen Abfallgruppen zugeordnet. Jede Abfall-
gruppe enthält Stoffe, die nach der RID zusammen verpackt werden können (Mischverpackungen). Jede Verpackung ist
anstatt mit der UN-Nummer mit dem Code der entsprechenden Abfallgruppe zu kennzeichnen.

Anmerkungen: Diese Vorschriften dürfen nur für die Beförderung gefährlicher Abfälle von öffentlichen Anlagen für die
stoffliche Verwertung zu Entsorgungsanlagen für gefährliche Abfälle angewendet werden.



ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 22. August 2003

zur Festlegung der vorläufigen hektarbezogenen Mittelzuweisungen an die Mitgliedstaaten für die
Umstrukturierung und Umstellung von Rebflächen im Wirtschaftsjahr 2003/04 nach der Verord-

nung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 3047)

(2003/628/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Wein (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2585/
2001 (2), insbesondere auf Artikel 14,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 und der
Verordnung (EG) Nr. 1227/2000 der Kommission vom
31. Mai 2000 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates über die
gemeinsame Marktorganisation für Wein hinsichtlich des
Produktionspotentials (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1203/2003 (4), sind die Regeln für
die Umstrukturierung und Umstellung der Rebflächen
und insbesondere die Vorschriften betreffend das
Produktionspotenzial festgelegt worden.

(2) Nach den Durchführungsbestimmungen für die finan-
zielle Planung und die Beteiligung der Gemeinschaft an
der Finanzierung der Umstrukturierungs- und Umstel-
lungsmaßnahmen in der Verordnung (EG) Nr. 1227/
2000 gelten Bezüge auf ein bestimmtes Haushaltsjahr als
Bezüge auf die von den Mitgliedstaaten zwischen dem
16. Oktober eines Jahres und dem 15. Oktober des
darauf folgenden Jahres tatsächlich getätigte Zahlungen.

(3) Nach Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1493/1999 legt die Kommission auf der Grundlage
objektiver Kriterien unter Würdigung des Einzelfalls und
des jeweiligen Bedarfs sowie des zur Erreichung des Ziels
der Regelung zu leistenden Aufwands vorläufige
jährliche Mittelzuweisungen an die Mitgliedstaaten fest.

(4) Nach Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1493/1999 orientiert sich die Aufteilung der Mittel
zwischen den Mitgliedstaaten am Rebflächenanteil des
Mitgliedstaats an der Gesamtrebfläche der Gemeinschaft.

(5) Zur Anwendung von Artikel 14 Absatz 4 der Verord-
nung (EG) Nr. 1493/1999 muss die Mittelzuweisung für
eine bestimmte Anzahl Hektar erfolgen.

(6) Nach Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1493/1999 wird in Gebieten, die gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1260/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 mit
allgemeinen Bestimmungen über die Strukturfonds (5),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1105/
2003 (6), unter Ziel 1 eingestuft sind, ein höherer
Gemeinschaftszuschuss zu den Umstrukturierungs- und
Umstellungskosten gewährt.

(7) Es muss der Ausgleich für den Einkommensverlust der
Weinbauern während des Zeitraums berücksichtigt
werden, in dem die Rebfläche noch keinen Ertrag
abwirft.

(8) Liegen die tatsächlichen Ausgaben eines Mitgliedstaats
für ein bestimmtes Haushaltsjahr unter einer Schwelle
von 75 % der vorläufigen Mittelzuweisungen, so werden
nach Artikel 17 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr.
1227/2000 die für das folgende Haushaltsjahr anzurech-
nenden Ausgaben und die entsprechende Gesamtfläche
um ein Drittel der Differenz zwischen dieser Schwelle
und den im betreffenden Haushaltsjahr getätigten
tatsächlichen Ausgaben gekürzt. Im Wirtschaftsjahr
2003/04 findet diese Bestimmung auf Luxemburg
Anwendung.

(9) Nach Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1493/1999 werden die vorläufigen Mittelzuweisungen
auf der Grundlage der tatsächlichen Ausgaben und der
revidierten Ausgabenprognosen der Mitgliedstaaten unter
Berücksichtigung des Ziels der Regelung und entspre-
chend den verfügbaren Mitteln angepasst —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die hektarbezogenen Mittelzuweisungen an die Mitgliedstaaten
für die Umstrukturierung und Umstellung von Rebflächen nach
der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 im Wirtschaftsjahr 2003/
04 sind im Anhang aufgeführt.
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Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 22. August 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Hektarbezogene Mittelzuweisungen an die Mitgliedstaaten für die Umstrukturierung und Umstellung von
Rebflächen im Wirtschaftsjahr 2003/04 nach der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates

Mitgliedstaat Fläche
(ha)

Mittelzuweisung
(EUR)

Deutschland 2 116 13 989 772

Griechenland 1 342 10 041 261

Spanien 20 940 150 958 937

Frankreich 12 745 111 219 120

Italien 17 063 120 110 532

Luxemburg 11 86 842

Österreich 1 260 7 815 311

Portugal 3 174 28 978 225

INSGESAMT 58 651 443 200 000


	Inhalt
	Verordnung (EG) Nr. 1505/2003 der Kommission vom28. August 2003 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für dieBestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltendenEinfuhrpreise
	Verordnung (EG) Nr. 1506/2003 der Kommission vom28. August 2003 zur Festsetzung der repräsentativen Preise und derzusätzlichen Einfuhrzölle für Melasse im Zuckersektor
	Verordnung (EG) Nr. 1507/2003 der Kommission vom28. August 2003 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen fürWeißzucker und Rohzucker in unverändertem Zustand
	Verordnung (EG) Nr. 1508/2003 der Kommission vom28. August 2003 zur Festsetzung des Höchstbetrags der Erstattungfür Weißzucker bei Ausfuhr nach bestimmten Drittländern für die imRahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr.1290/2003 durchgeführte dritte Teilausschreibung
	Verordnung (EG) Nr. 1509/2003 der Kommission vom27. August 2003 zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für denWiederverkauf auf dem Binnenmarkt von 82500 Tonnen Gersteaus Beständen der deutschen Interventionsstelle
	Verordnung (EG) Nr. 1510/2003 der Kommission vom27. August 2003 zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für denWiederverkauf auf dem Binnenmarkt von 730000 Tonnen Roggenaus Beständen der deutschen Interventionsstelle
	Verordnung (EG) Nr. 1511/2003 der Kommission vom27. August 2003 zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für denWiederverkauf auf dem Binnenmarkt von 11600 Tonnen Sorghumaus Beständen der französischen Interventionsstelle
	Verordnung (EG) Nr. 1512/2003 der Kommission vom27. August 2003 zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für denWiederverkauf auf dem Binnenmarkt von 4000 Tonnen Gerste ausBeständen der luxemburgischen Interventionsstelle
	Verordnung (EG) Nr. 1513/2003 der Kommission vom27. August 2003 zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für denWiederverkauf auf dem Binnenmarkt von 435000 Tonnen Gersteaus Beständen der französischen Interventionsstelle
	Verordnung (EG) Nr. 1514/2003 der Kommission vom27. August 2003 zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für denWiederverkauf auf dem Binnenmarkt von 7000 Tonnen Gerste ausBeständen der schwedischen Interventionsstelle
	Verordnung (EG) Nr. 1515/2003 der Kommission vom27. August 2003 zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für denWiederverkauf auf dem Binnenmarkt von 18300 Tonnen Gersteaus Beständen der finnischen Interventionsstelle
	Verordnung (EG) Nr. 1516/2003 der Kommission vom27. August 2003 zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für denWiederverkauf auf dem Binnenmarkt von 45300 Tonnen Gersteaus Beständen der Interventionsstelle des VereinigtenKönigreichs
	Verordnung (EG) Nr. 1517/2003 der Kommission vom27. August 2003 zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für denWiederverkauf auf dem Binnenmarkt von 22300 Tonnen Gersteaus Beständen der belgischen Interventionsstelle
	Verordnung (EG) Nr. 1518/2003 der Kommissionvom 28. August 2003 mit Durchführungsbestimmungen für dieAusfuhrlizenzen im Sektor Schweinefleisch
	Verordnung (EG) Nr. 1519/2003 der Kommission vom28. August 2003 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen fürGetreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse
	Verordnung (EG) Nr. 1520/2003 der Kommission vom28. August 2003 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen fürGetreidemischfuttermittel
	Verordnung (EG) Nr. 1521/2003 der Kommission vom28. August 2003 zur Festsetzung der Produktionserstattungen fürGetreide und Reis
	Verordnung (EG) Nr. 1522/2003 der Kommission vom28. August 2003 zur Festsetzung der Mindestverkaufspreise fürButter und der Beihilfehöchstbeträge für Rahm, Butter undButterfett für die 125. Einzelausschreibung im Rahmen derDauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97
	Verordnung (EG) Nr. 1523/2003 der Kommission vom28. August 2003 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Milchund Milcherzeugnisse
	Verordnung (EG) Nr. 1524/2003 der Kommission vom28. August 2003 zur vorläufigen Aussetzung der Einreichung vonAnträgen auf Lizenzen für die Ausfuhr von Milcherzeugnissen
	Verordnung (EG) Nr. 1525/2003 der Kommission vom28. August 2003 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen fürOlivenöl
	Verordnung (EG) Nr. 1526/2003 der Kommission vom28. August 2003 zur Änderung der Erstattungssätze bei der Ausfuhrvon bestimmten Milcherzeugnissen in Form von nicht unter Anhang Ides Vertrags fallenden Waren
	Verordnung (EG) Nr. 1527/2003 der Kommission vom28. August 2003 zur Festsetzung der geltenden Erstattungssätze beider Ausfuhr bestimmter Getreide- und Reiserzeugnisse in Form vonnicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren
	Verordnung (EG) Nr. 1528/2003 der Kommission vom28. August 2003 zur Ablehnung von Anträgen auf Erteilung vonLizenzen für die Ausfuhr von bestimmten Verarbeitungserzeugnissenaus Getreide
	Entscheidung der Kommission vom 20. August 2003zur Ermächtigung der Mitgliedstaaten, gemäß der Richtlinie 96/49/EGbestimmte Ausnahmen in Bezug auf die Eisenbahnbeförderunggefährlicher Güter zu genehmigen (Bekannt gegeben unterAktenzeichen K(2003) 3026) (1)
	Entscheidung der Kommission vom 22. August 2003zur Festlegung der vorläufigen hektarbezogenen Mittelzuweisungen andie Mitgliedstaaten für die Umstrukturierung und Umstellung vonRebflächen im Wirtschaftsjahr 2003/04 nach der Verordnung (EG) Nr.1493/1999 des Rates (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003)3047)

